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Der Ausstoss von Autoabgasen ist in 

den letzten Jahrzehnten deutlich ge-

sunken. Trotzdem ist der Strassenver-

kehr nach wie vor eine dominierende 

Quelle von Luftschadstoffen. Er ist im 

Kanton Zürich mit einem Anteil von 

rund der Hälfte hauptverantwortlich 

für die Stickoxid (NOX)-Emissionen. 

Auch bezüglich Feinstaub (PM10) und 

Russ trägt er mit einem Viertel bzw. mit  

einem Drittel der Emissionen einen we-

sentlichen Anteil bei (Grafiken unten). 

Dadurch verursacht der Strassenver-

kehr Kosten pro Jahr von rund 385 

Mio. Franken, das ist knapp die Hälfte 

der Kosten, die durch Luftverschmut-

zung im Kanton Zürich verursacht 

werden (vgl. ZUP 74, Okt. 2013, «Luft-

verschmutzung verursacht weiterhin 

hohe Kosten»).

Generell ist die Luftqualität in den ver-

gangenen Jahren nur leicht besser ge-

worden. Die Immissionsgrenzwerte der 

Luftreinhalte-Verordnung (LRV) werden 

auch in Zukunft nicht überall eingehal-

ten sein – auch wegen der nur noch 

langsam abnehmenden Strassenver-

kehrsemissionen.

Kritisch bleiben die Feinstaub-, Russ-, 

und NO2-Belastungen in urbanen Ge-

bieten und entlang verkehrsreicher 

Strassen. Ausserdem ist weiterhin mit 

hohen Ozon-Belastungen im Sommer 

sowie zu hohen Stickstoff-Einträgen im 

gesamten Kantonsgebiet zu rechnen. 

Grenzwerte für Autoabgase  
werden zwar laufend strenger …
Die Abgasvorschriften und damit die 

Zulassung der Fahrzeuge werden un-

verändert von der EU übernommen.  

Die sogenannten Euro-Normen legen 

Grenzwerte für Kohlenstoffmonoxid 

(CO), Stickstoffoxide (NOX), Kohlen-

wasserstoffe (HC), Partikelmasse (PM) 

und neu auch für Partikelanzahl (PN) 

fest und werden laufend verschärft 

(siehe Grafik). 

Autoabgase 
sind real  
höher als auf 
dem Prüf-
stand
Die Grenzwerte für Auto-
abgase werden laufend 
verschärft und führen zu 
besseren Motoren, Kataly-
satoren und Partikelfiltern. 
Feldmessungen zeigen nun, 
dass Fahrzeuge im realen 
Fahrbetrieb oft höhere 
Emissionen ausstossen  
als während der Abgasmes-
sung für die Typenprüfung. 
 
Valentin Delb
Leiter Abteilung Lufthygiene
AWEL, Amt für
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 29 85
luft@bd.zh.ch 
www.luft.zh.ch

Die realen Abgasemissionen des Verkehrs liegen heute höher als die verschärften 
Grenzwerte als auch die Messresultate bei den Typenprüfungen hoffen liessen.

Quelle: Roland ZH, Wikimedia

Der Strassenverkehr trägr sehr wesentlich zu den NOX- sowie PM10-Emissionen bei. 
Quelle: AWEL/Luft
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Die Grenzwerte sind je nach Motoren-

typ (Benzin- oder Dieselmotor) und 

Fahrzeugtyp (Personenwagen, Liefer-

wagen, Lastwagen) unterschiedlich. 

Die Grenzwerte von Benzin- oder Die-

selmotor werden in Zukunft angegli-

chen. 

Bevor die Fahrzeuge zum Verkauf zu-

gelassen werden können, müssen 

sämtliche Fahrzeugtypen und -mo-

delle einer Typenprüfung unterzogen 

werden. Dabei werden die Abgase 

während eines vorgegebenen Fahrzyk-

lus gemessen und mit den zulässigen 

Grenzwerten verglichen. Der Hersteller 

muss die Einhaltung dieser Grenzwer-

te für eine festgelegte Zeitspanne oder 

Kilometerleistung garantieren. Nach-

kontrollen in Form einer Abgaswartung 

fanden früher in der Autogarage statt 

und wurden mit einem Kontrollkleber 

ausgewiesen. Neuere Fahrzeuge sind 

mit sogenannten On-Board-Diagnose-

Systemen (OBD) ausgerüstet und seit 

2013 von der Abgaswartungspflicht 

befreit. Mit OBD werden abgasrele-

vante Faktoren, etwa die Funktion der 

Lambdasonde beim Katalysator oder 

der Druckabfall im Partikelfilter konti-

nuierlich überwacht und grobe Abwei-

chungen dem Lenker mit einer Warn-

leuchte angezeigt. 

Bei der amtlichen Nachprüfung durch 

die Strassenverkehrsämter (so ge-

nannte «Motorfahrzeugkontrolle MFK») 

sind die Fahrzeuge auch hinsichtlich 

der Einhaltung der Umweltschutz-

vorgaben zu überprüfen. Messungen 

werden heute aber nur noch bei Ver-

dachtsfällen durchgeführt.

… die Probleme sind trotz stren-
ger Grenzwerte noch nicht gelöst
Obwohl die Grenzwerte für Autoabga-

se mit jeder Euronorm deutlich stren-

ger werden, nehmen die Schadstoff-

emissionen des Strassenverkehrs nur 

noch leicht ab. Dies ist auf verschiede-

ne Gründe zurückzuführen: 

– Feldmessungen zeigen, dass Fahr-

zeuge im realen Fahrbetrieb oft hö-

here Emissionen ausstossen, als 

dies während der Abgasmessung 

für die Typenprüfung der Fall ist. Die 

Fahrzeuge werden auf den zu absol-

vierenden Fahrzyklus optimiert. Die-

ser ist jedoch veraltet und entspricht 

nicht mehr dem heutigen Fahrver-

halten und den Verkehrsverhältnis-

sen, besonders bei städtischen Si-

tuationen mit vielen dynamischen 

Anfahrvorgängen und niedriger Ge-

schwindigkeit.

– Diese Erkenntnis schlägt sich vor 

allem bei den NOX-Emissionen nie-

der. Diese sind gerade für Diesel-

fahrzeuge im realen Verkehr markant 

höher als in den standardisierten 

Prüfstandmessungen. Zugleich wer-

den immer mehr Dieselfahrzeuge 

gekauft. Diese weisen grundsätzlich 

bis zehnmal höhere NOX-Emissionen 

auf als Benziner und sind kaum sau-

berer geworden (siehe Abbildung 

Seite 13, rechts). Dies alles führt 

dazu, dass sich die Messungen der 

NOX-Immissionen nicht mit den op-

timistischen Erwartungen aufgrund 

der Entwicklung der Abgasgrenz-

werte decken. 

–  Je niedriger die Abgasgrenzwerte 

sind, desto höher ist der technische 

Aufwand für die Abgasreinigung und 

umso schwieriger wird es, sie im 

realen Betrieb auch garantiert und 

langfristig einzuhalten. Eine funk-

tionstüchtige Abgasreinigung aller 

Fahrzeuge ist aber die Grundvoraus-

setzung, damit die Luftschadstoff-

emissionen auch tatsächlich gesenkt 

werden können. 

– Mit dem Wegfall der Abgaswar-

tungspflicht findet keine messtech-

nisch abgestützte Überwachung 

der Abgasqualität mehr statt, denn 

OBD-Systeme überwachen lediglich 

die relevanten Motorkomponenten. 

Sensoren für die Schadstoffe fehlen. 

Zu hohe Emissionen können deshalb 

auch aufgrund nicht festgestellter 

Fehlfunktionen unbemerkt auftreten. 

Untersuchungen zeigen zum Bei-

spiel, dass OBD-Systeme defekte 

Partikelfilter nur unzureichend erken-

nen. 

– Die Zahl der Autos und die gefah-

renen Kilometer nehmen jährlich 

zu. Die oben beschriebenen kleinen 

spezifischen Emis sionen werden 

von einer Vielzahl von Quellen (bald 

700 000 Autos im Kanton Zürich) 

verursacht und führen in der Summe 

zu hohen Emissionen. Selbst wenn 

nur ein kleiner Anteil der Fahrzeuge 

die Abgasvorschriften nicht in der 

Realität einhalten kann, so sind es 

absolut mehrere 10 000 Fahrzeuge, 

die zusätzlich hohe Emissionen aus-

stossen.

Mit jeder neuen Euronorm wurden die Anforderungen verschärft, die für die verschiedenen Schadstoffe eingehalten werden müssen.
Quelle: AWEL
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Ansätze für Verbesserungen
Um die oben genannten Probleme an-

zugehen, sind verschiedene Verbesse-

rungen vorgesehen. Der veraltete Fahr-

zyklus soll voraussichtlich ab 2018 mit 

der Einführung der Abgasnorm Euro 

6c durch einen praxisgerechten Fahr-

zyklus ersetzt werden. Der neue Fahr-

zyklus ist etwa doppelt so lang wie 

der bisherige, deutlich dynamischer 

und verlangt mehr Motorleistung. Er-

gänzend dazu sollen Strassentests mit 

mobilen Messeinheiten durchgeführt 

werden. Ein geeignetes Verfahren dafür 

stellt eine kleine mobile Abgasmess-

anlage an Bord des Testfahrzeugs dar. 

Die Motorenhersteller werden damit 

gezwungen, die Abgaskontrollsysteme 

für alle auftretenden Verkehrssitua-

tionen wirksam zu gestalten. Erwäh-

nenswert ist, dass ein Vertreter des 

Bundesamts für Umwelt den Vorsitz 

der zuständigen Arbeitsgruppe der 

UNO-Wirtschaftskommission für Euro-

pa (UNECE) hat, welche den neuen 

Fahrzyklus entwickelt. 

In der Schweiz schlagen Luftreinhalte-

Experten zwei weitere Massnahmen 

vor, um die übermässigen Emissionen 

begrenzen zu können. 

Erstens soll die Überwachung der 

Funktionstüchtigkeit der Katalysato-

ren sowie anderer NOX-vermindernder 

Systeme mit Hilfe berührungsloser Re-

mote Sensing Messungen (RSD) wei-

tergeführt werden (siehe Interview Seite 

14). Dabei geht es nicht darum, einzel-

ne Fahrzeuge mit defekten Abgasnach-

behandlungssystemen zu ent decken, 

sondern es soll die Wirksamkeit der 

Abgasreinigungssysteme und der On-

Board-Diagnose-Systeme überwacht 

werden. Wenn aus den Monitoring-Da-

ten geschlossen werden müsste, dass 

die Kon trolle durch die OBD-Systeme 

nicht ausreichend ist und ein wesent-

licher Anteil der Fahrzeuge mit nicht 

korrekt funktionierenden Abgasminde-

rungssystemen herumfährt, so müssen 

Massnahmen erarbeitet und ergriffen 

werden, um diesen Missstand zu be-

heben. 

Als zweite Massnahme ist zu prüfen, 

ob die Funktionstüchtigkeit der Par-

tikelfiltersysteme nicht mit einer ver-

einfachten Partikelanzahlmessung im 

Rahmen einer periodischen Nach-

prüfung festgestellt werden kann. De-

fekte Partikelfiltersysteme würden so 

erkannt.

In Zukunft die Erfolge realisieren
Um den Erfolg der bereits eingesetz-

ten technologischen Entwicklung auch 

wirklich in Form einer geringeren Luft-

belastung ernten zu können, sind wei-

tere Anstrengungen notwendig. Es geht 

um unsere Gesundheit: So nehmen 

in der Schweiz Spitaleinweisungen  

wegen Herz-Kreislauf-Erkrankungen 

um durch schnittlich 0.4 Prozent zu pro 

10 μg/m3 Anstieg der PM10 1-Tages-

mittelwerte 2. Zudem sind Dieselruss-

emissionen krebserregend.

Während die NOX-Emissionen der Benziner im Verlauf der Jahre mit strengerer Euronorm gesunken sind, 
haben die real gemessenen Werte für Diesel-Personen- und -Lieferwagen weiter zugenommen.

Quelle: Chen & Borken – Kleefeld, 2013, Daten vom AWEL
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Wo und wie lange wird 
gemessen?
Die Auswahl eines geeigneten Stand-

orts hängt von mehreren Faktoren ab. 

Für eine korrekte Messung wird eine 

einspurige Strasse benötigt. Zusätzlich 

muss genügend Platz vorhanden sein, 

um die Lichtschranken für Geschwin-

digkeit und Beschleunigung sowie eine 

Videokamera für die Nummernschild-

erkennung installieren zu können. Der 

Strassenstandort muss so gewählt 

sein, dass keine Fahrzeuge in der Auf-

wärmphase sind (Anfahrt über Land-

strasse) und alle einen eindeutigen 

Lastzustand aufweisen (z. B. Steigung). 

Das AWEL misst daher seit 15 Jahren 

am selben Standort in Gockhausen. 

Seit Messbeginn wurden rund 500 000 

Fahrzeuge gemessen. Dabei handelt 

es sich um eine qualitativ hochste-

hende Messung mit der wohl weltweit 

längsten Messreihe. Aus diesem Grund 

ist das Interesse der internationalen 

Fachexperten sehr gross, nament-

lich aus Europa (Österreich, England, 

Wozu eine 
Feldüberwachung?
Der motorisierte Strassenverkehr ist 

wichtiger Verursacher vieler Luftschad-

stoffe. Eine Feldüberwachung liefert 

Angaben über den Schadstoffaus stoss 

in realen Verkehrssituationen und er-

gänzt die Messungen auf dem Prüf-

stand. Es können detaillierte Kennt-

nisse über den Schadstoffausstoss 

des Fahrzeugparks gewonnen werden, 

die für die Planung und den Vollzug 

von Luftreinhalte-Massnahmen von 

grundlegender Bedeutung sind. Zu-

dem sind für den Kanton Zürich die 

Messungen wichtige Grundlagen für 

den Emissions kataster und die Immis-

sionskarten, um damit Prognosen über 

die zukünftige Überschreitung von Im-

missionsgrenzwerten zu machen. Die 

Resultate werden auch den anderen 

interessierten Stellen zur Verfügung 

gestellt. Die Bundesämter für Stras-

sen (ASTRA) und Umwelt (BAFU) nut-

zen sie als wichtige Grundlage für die 

Herleitung der Emissionsfaktoren im 

sogenannten «Handbuch Emissions-

faktoren».

Wie funktioniert eine Feld-
überwachung mit RSD?
Das Messsystem mit dem Remo-

te Sensing Detector (RSD) ermög-

licht die berührungsfreie Messung der 

Schadstoffkonzentration im Abgas 

vor beifahrender Fahrzeuge (Abbildung 

rechts). Gemessen werden die Kon-

zentrationen von Stickstoffmonoxid 

(NO), Kohlendioxid (CO2), Kohlenmo-

noxid (CO) sowie Kohlenwasserstoff 

(HC) im Abgas der vorbeifahrenden 

Fahrzeuge. Da die Werte bei der Mes-

sung sofort vorliegen, können sie dem 

einzelnen Fahrzeug zugeordnet wer-

den. Die gleichzeitige Erfassung der 

Nummernschilddaten erlaubt die Ver- 

knüpfung der Messwerte mit den tech-

nischen Fahrzeugdaten. Unter be-

stimmten Rahmenbedingungen wäre 

es sogar möglich, damit hochemittie-

rende Fahrzeuge zu ermitteln.

Schweden) und den USA. Die Daten 

wurden auch für mehrere wissen-

schaftliche Publikationen genutzt.

Was zeigen die Resultate?
Neben messspezifischen Aussagen 

lassen sich dank des Vorliegens der 

Fahrzeugdaten auch generelle Trends 

zum Fahrzeugpark im Kanton Zürich 

feststellen. Das auffälligste Merkmal 

ist dabei die Zunahme der Diesel-Per-

sonenwagen am Total aller Personen-

wagen von 5 Prozent im Jahr 2002 auf 

knapp 24 Prozent im Jahr 2013.

Es zeigt sich, dass Benzinfahrzeuge 

viel weniger NOX als Dieselfahrzeuge 

emittieren und die Grenzwerte einhal-

ten. Dieselfahrzeuge hingegen entfer-

nen sich bezüglich ihrer NOX-Werte im-

mer weiter von den vorgeschriebenen 

Grenzwerten. Die Emissionen haben 

sich von ca. 10 g/kg Diesel Anfang der 

90er-Jahre (Euro 1) auf 22 g/kg im Jahr 

2000 (Euro 3) mehr als verdoppelt und 

liegen für die neuen Fahrzeuge (2012, 

Euro 5) mit 15 g/kg immer noch deut-

lich höher als vor 20 Jahren. Diese 

Entwicklung ist ein klares Indiz für die 

Unzulänglichkeit des aktuellen Fahr-

zyklus und zeigt die Wichtigkeit der 

Einführung des neuen Fahrzyklus.

Gian-Marco Alt ist seit 12 Jahren  
für die Daten aufbereitung  
der RSD-Messungen zuständig, 
Telefon 043 259 43 50, 
gian-marco.alt@bd.zh.ch

Michael Götsch sorgt als Mess -
techniker für einen reibungslosen 

Messbetrieb, Telefon 043 259 41 80, 
michael.goetsch@bd.zh.ch

INTERVIEW: 
«Die Feldüberwachung zeigt: Die Emissionen sind höher als erwartet»

Mit dem Remote Sensing Detector (RSD) können die Abgase einzelner Fahrzeuge berührungs-
los im vorbeifahrenden Verkehr unter realen Verkehrsbedingungen gemessen werden.

Quelle: AWEL

Berührungslose Abgasmessung per RSD



Lärm 15
ZUP Nr. 77 Juli 2014

www.umweltschutz.zh.ch/zup

Lärmschutzwände sind eine recht 

wirksame Massnahme gegen den 

Lärm übermässig belasteter Strassen-

abschnitte. Doch sie bedeuten einen 

grossen Eingriff sowohl für das Stras-

senbild als auch für die Anwohner und 

deren Gärten. Oft wirken die Wände 

trennend und abgrenzend. Auch des-

wegen sind sie umstritten.

Nur Fragen führen zu Antworten
Um herauszufinden, wie Lärmschutz-

wände von den direkt betroffenen 

Anwohnern wahrgenommen werden, 

führte die Fachstelle Lärmschutz des 

kantonalen Tiefbauamtes im Herbst 

2013 eine Umfrage bei betroffenen 

Anwohnern durch. Die Befragung be-

schränkte sich auf Wände an Staats-

strassen im Kanton Zürich.

Verteilt wurden die Fragebogen an 13 

Standorten von bestehenden Lärm-

schutzwänden im Kanton plus an 

zweien in der Stadt Zürich. Ebenfalls 

befragt wurden Anwohner einer ge-

planten, jedoch zum Befragungszeit-

punkt noch nicht erstellten Wand. Hier 

wollte man in Erfahrung bringen, inwie-

fern die Erwartungen der Anwohner mit 

der tatsächlichen Wirkung der Wand 

übereinstimmen.

Im Fragebogen ging es im Wesentli-

chen um die Wahrnehmung der Wand: 

Wie gefällt sie den Anwohnern op-

tisch? Wie hoch wird die lärmschüt-

zende Wirkung eingeschätzt? Hat die 

Wand eine Verbesserung zum vorheri-

gen Zustand gebracht?

Die Rücklaufquote der Fragebogen 

war mit 43 Prozent verhältnismässig 

hoch, bei postalischen Befragungen 

liegt sie meist bei lediglich 25 Prozent. 

Die Quote fiel möglicherweise so hoch 

aus, weil die Anwohner persönlich an-

geschrieben wurden und weil sie vom 

Thema unmittelbar betroffen sind. 

Hohe Erwartungen …
Die Auswertung der Fragebogen zur 

geplanten Wand hat gezeigt, dass die 

Erwartungen der Anwohner an die 

lärmschützende Wirkung der Wand 

hoch sind. Gleichzeitig erwarten alle 

Befragten, dass ihnen die Wand op-

tisch nicht allzu gut gefallen wird. Die 

Wahrnehmung des aktuellen Lärms 

ohne Wand hingegen ist unterschied-

lich. Je ein Drittel der Befragten gibt an, 

dass sie den Lärm als stark, mittel oder 

schwach störend empfinden. Bedenk-

lich ist vor allem, dass von allen Be-

fragten eine enorme lärmabschirmende 

Wirkung erwartet wird. Diesen hohen 

Erwartungen versucht die Fachstelle 

zu begegnen, indem sie an Informati-

onsveranstaltungen und Gesprächen 

mit den Betroffenen darauf hinweist, 

dass es durch eine Wand ruhiger wird, 

aber keinesfalls geräuschlos.

… und positive bis zwiespältige 
Wahrnehmung
In der Hauptumfrage zu bestehenden 

Wänden zeigt sich, dass die Wände 

von 60 Prozent der Befragten optisch 

positiv wahrgenommen werden (Grafik 

Seite 16). Vor allem diejenigen Perso-

nen, welche sich gerne in ihrem Aus-

senbereich, auf Balkon oder Sitzplatz 

aufhalten, nehmen die Wände positiv 

Wahrneh-
mung von 
Lärmschutz-
wänden durch  
Anwohner
Sind «Lärmschutzwände» 
ein Wundermittel der Lärm-
bekämpfung? Die Realität 
präsentiert sich weniger ro-
sig. Eine Umfrage bestätigt 
und ergänzt die bisherigen 
Erfahrungen bei der Sanie-
rung der Staatsstrassen.
 
Andrea Zarotti
Gian Reto Fasciati 
Fachstelle Lärmschutz 
Tiefbauamt
Postfach, 8090 Zürich
Telefon 043 259 55 17
gian-reto.fasciati@bd.zh.ch

Lärmschutzwand in Eglisau: Eine solche Wand wirkt einerseits trennend, bei derart  
hohem Lärmpegel sind die Anwohner jedoch froh über diese Lärmschutzmassnahme.

Quelle: FALS
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wahr. Tendenziell sorgt eine Wand für 

eine Erhöhung der Qualität des Aus-

senraums. 

Die Wände bewirken für die Anwohner 

mehrheitlich eine Veränderung im po-

sitiven Sinne. Über die Lärmreduktion 

hinaus wurden mehrfach folgende zu-

sätzliche Nutzarten genannt: 

– Verbesserung der Privatsphäre und 

Sichtschutz

– Schutz für spielende Kinder gegen-

über dem Verkehr 

– Sicherheit und Schutz vor Autounfäl-

len

– Schutz vor Einbrechern

– Verhinderung des Zutritts zur Parzelle

Einige Befragte sahen jedoch auch kei-

ne Verbesserung, dafür wurden folgen-

de Gründe genannt:

– zu geringe Lärmreduktion

– kein Lärmschutz für die oberen Ge-

schosse (keine Abschirmung)

Diejenigen Anwohner, welche bei der 

Planung oder beim Bau beteiligt wa-

ren, nehmen die Wand positiver wahr 

als diejenigen, welche sich nicht betei-

ligt haben oder überhaupt nicht beteili-

gen konnten.

Keine eindeutige Tendenz konnte be-

züglich Wahrnehmung der lärmschüt-

zenden Wirkung festgestellt werden. 

Für viele Befragte führt die Wand zu 

keiner Lärmreduktion. Eine ähnlich 

grosse Zahl an Anwohnern attestieren 

der Wand eine hohe Schutzwirkung. 

Bei dieser Frage scheiden sich offen-

bar die Geister (Grafik unten rechts). 

Noch genauer nachfragen
Insgesamt konnte die Untersuchung 

allgemeine Tendenzen aufzeigen. Die 

Resultate dürfen dennoch nicht ver-

allgemeinert werden. Bei der Umfrage 

handelt es sich nämlich um eine rela-

tiv kleine Stichprobe (102 ausgefüllte  

Fragebogen). 

Es bleibt zu berücksichtigen, dass die 

Wahrnehmung der Lärmschutzwän-

de doch sehr individuell ist. Anwohner 

und Wand haben meistens eine Vorge-

schichte, welche es zu berücksichtigen 

gilt.

Weitere Untersuchungen zum Thema 

könnten einen detaillierteren Fragebo-

gen umfassen. Dabei könnten spezi-

fischere Fragen zum alltäglichen Ver-

halten, zu den Anwesenheitszeiten der 

Lärmbetroffenen oder zu den Verände-

rungen der Wahrnehmung über die Zeit 

hinweg gestellt werden. Weiter wäre es 

aufschlussreich zu sehen, wie die Per-

sonen, welche nicht an der Wand, aber 

trotzdem in der Ortschaft wohnen, die 

Wände wahrnehmen.

Eine gut gestaltete Lärmschutzwand – wie hier in Dietikon – muss auch von «Innen» nicht unangenehm auffallen.
Quelle: FALS
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Quelle: FALS
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Grössere Unternehmen tragen als Ar-

beitgeber und Steuerzahler wesentlich 

zur Prosperität einer Standortgemein-

de bei. Standort- und Wirtschaftsför-

derer setzen sich daher mit grossem 

Engagement für die Ansiedlung neuer 

Unternehmen ein.

Unternehmen sind meist auf eine gute 

Erreichbarkeit mit allen Verkehrsmit-

teln angewiesen. Gleichzeitig erzeugen 

sie durch ihre Aktivitäten Verkehr in der 

Gemeinde und belasten damit das Ver-

kehrsnetz und die Umwelt.

Um die Gemeinden in diesem Span-

nungsfeld wirksam zu unterstützen, 

bietet das Amt für Verkehr das Pro-

gramm «MIU – Mobilität im Unterneh-

men» an.

MIU als Dienstleistung  
für Gemeinden
MIU – Mobilität im Unternehmen ist 

eine Beratungsdienstleistung, die 2006 

durch die Stadt und den Kanton Zürich 

ins Leben gerufen wurde. Ziel ist, Un-

ternehmen bei der Optimierung der 

Mobilität ihrer Mitarbeitenden und 

Kunden zu unterstützen. Den Unter-

nehmen wird dabei über die Partner-

gemeinde eine Mobilitätsberatung an-

geboten. Dazu gehört auch, dass die 

Gemeinden Informationsangebote und 

Veranstaltungen zum Erfahrungsaus-

tausch nutzen können. Die Gemein-

de kann sich dadurch gegenüber den 

Unternehmen als Dienstleister präsen-

tieren und profitiert gleichzeitig vom 

Angebot des Kantons. Der jährliche 

Partnerbeitrag an die Kosten – er be-

trägt je nach Anzahl der Unternehmen 

in der Gemeinde zwischen 2000 und 

3500 Franken – ermöglicht eine konti-

nuierliche Abdeckung und Bearbeitung 

dieses wichtigen Themas bei gleichzei-

tig minimalem Eigenaufwand. Der Part-

nerbeitrag kann auch durch einen re-

gionalen Zusammenschluss mehrerer 

Gemeinden aufgeteilt werden.

Die Programmpartnerschaft steht allen 

Gemeinden im Kanton offen. Derzeit 

sind die Städte Zürich, Winterthur, Die-

tikon, Schlieren, Uster, Wetzikon und 

Bülach sowie die Gemeinden Dietlikon, 

Horgen, Rümlang und Urdorf Partner 

des Programms. Sie ermöglichen da-

mit den Unternehmen in ihrer Gemein-

de, vom Beratungsangebot Gebrauch 

zu machen. 

Gemeinden 
unterstützen 
Unternehmen 
beim Mobili-
tätsmanage-
ment
Es gibt viele gute Grün-
de für ein Unternehmen, 
Mobilitätsmanagement zu 
betreiben: Zeit, Geld und 
Umwelt. Im kantonalen 
Programm «MIU – Mobilität 
im Unternehmen» werden 
Unternehmen umfassend 
beraten. Sind Gemeinden 
MIU-Partner, unterstützen 
sie ihre Unternehmen zu-
sätzlich. Liegen Gemeinden 
im Perimeter der Agglome-
rationsprogramme, können 
sie besonders profitieren. 
 
Viktoria Slukan
Programmleiterin MIU
Amt für Verkehr
Neumühlequai 10, 8090 Zürich
Telefon 043 259 54 01
viktoria.slukan@vd.zh.ch

Stefan Schneider
MIU Geschäftsstelle
Grubenstrasse 12, 8045 Zürich
Telefon 044 262 11 61
stefan.schneider@miu.ch
www.miu.zh.ch 

Wie kommen Mitarbeitende und Kunden ins Unternehmen? Mit der Bahn?
Quelle: Amt für Verkehr

Gründe für die  
Partnerschaft der 
Stadt Dietikon
Die Stadt Dietikon hat im Juli 2013 auf-

grund der positiven Erfahrungen ihre 

MIU-Partnerschaft für zwei weitere 

Jahre bis Mitte 2015 verlängert. «Die 

regelmässigen aktuellen Informationen 

und Beispiele von Mobilitätsmass-

nahmen sowie das Beratungsangebot 

geben den grösseren Unternehmen 

in Dietikon wertvolle Anregungen zur 

Mobilitätsgestaltung. Davon sollen sie  

auch in Zukunft profitieren. Zudem 

unterstützen wir mit der MIU-Partner-

schaft unser Engagement als Energie-

stadt», nennt Stadtplaner Jürg Bösch 

die wichtigsten Argumente für die Part-

nerschaft.
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Erfahrungsaustausch und  
«Rundum-sorglos-Paket»  
Im April 2013 trafen sich die Vertrete-

rinnen und Vertreter der am Programm 

teilnehmenden Gemeinden erstmals 

zu einem Erfahrungsaustausch. Da-

bei zeigte sich, dass das Programm 

sehr geschätzt wird. Als wichtig wur-

de insbesondere beurteilt, dass die 

Gemeinden vom Kanton aktiv und mit  

einem «Rundum-sorglos-Paket» unter-

stützt werden. Die Gemeinden können 

so den Unternehmen Unterstützung im 

Themenbereich der Mobilität anbie-

ten und einen aktiven Kontakt zu ihnen 

pflegen.

Eigenleistung für 
Agglomerations programme
Der Kanton Zürich, vertreten durch das 

Amt für Verkehr, hat Mitte 2012 vier Ag-

glomerationsprogramme der 2. Gene-

ration beim Bund eingereicht. Mit die-

sen Programmen werden eine Vielzahl 

von Massnahmen in der Kompetenz 

des Kantons, der Städte und der Ge-

meinden dem Bund zur Mitfinanzierung 

beantragt. Daneben enthalten die Ag-

glomerationsprogramme auch Mass-

nahmen, deren Umsetzung der Bund 

zwar erwartet, für die er jedoch keine 

Beiträge leistet. Der Bund macht die 

Höhe seiner Beitragszahlungen aber 

abhängig von der Umsetzung dieser 

sogenannten «Eigenleistungen». Eine 

dieser Eigenleistungen in allen Agglo-

merationsprogrammen ist die Umset-

zung des kantonalen Programms «MIU 

– Mobilität im Unternehmen». Der Kan-

ton hat daher im Februar 2013 alle Ge-

meinden im Perimeter der Agglomera-

tionsprogramme eingeladen, Partner 

im Programm zu werden und so ihren 

Beitrag zu den notwendigen Eigenleis-

tungen zu erbringen.

Das Angebot für Unternehmen: 
Mobilitätsberatung
Es gibt viele gute Gründe, die Aspekte 

der Mobilität in einem Unternehmen zu 

durchleuchten: Zeit ist Geld, und jedes 

Verkehrsmittel hat seinen Preis. Wenn 

eine Wegstrecke effizienter zurück-

gelegt werden kann, spart man Geld. 

Effizienter heisst manchmal schneller, 

manchmal auch kostengünstiger. Dazu 

gehört die optimierte Nutzung von (Fir-

men-)Fahrzeugen, Parkplätzen, öffent-

lichem Verkehr und dem Velo ebenso 

wie die Verbesserung der Erreichbar-

keit der Unternehmensstandorte. Die 

Umwelt zu schonen, liegt nicht nur in 

jedermanns eigenem Interesse, son-

dern ist auch ein wesentlicher Faktor 

des Unternehmensimages und ein Bei-

trag zur Lebensqualität in der Stand-

ortgemeinde.

Das Beratungsangebot von MIU wird in 

erster Linie Unternehmen ab 75 Mitar-

beitenden angeboten. Dass in diesem 

Bereich im Kanton Zürich ein grosses 

Potenzial vorhanden ist, zeigt die be-

eindruckende Zahl von rund 200 Be-

ratungsgesprächen, die in den letzten 

Jahren von MIU durchgeführt wurden –  

viele davon in der langjährigen Part-

nerstadt Zürich. Das MIU-Angebot um-

fasst zwei Module:

Bietet das Unternehmen zur Mobilitätsförderung Veloständer an?  
Wenn nicht, würde sich das lohnen?

Quelle: Amt für Verkehr

Konkrete  
Mobilitätsberatung 
Die MIU-Geschäftsstelle bietet den 

Unternehmen individuelle, fachlich 

fundierte und unabhängige Beratun-

gen aus einer Hand an. Das MIU Bera-

tungsspektrum umfasst praktisch alle 

Bereiche der Mobilität in einem Unter-

nehmen. Einige Beispiele:

Öffentlicher Verkehr  

– ZVV-Bonus-Pass

– SBB-Business Travel

– Übertragbares ZVV-Abo

Velo
– Veloabstellplätze

– Kleideraufbewahrung, Dusche

– Veloförderungsmassnahmen wie z. B. 

bike-to-work

– Firmenvelo

Auto 

– Carsharing

– Carpooling

– Parkplatzbewirtschaftung

– Eco-Drive

Diverses
– Spesenreglement

– Mobilitätsbonus

– Begleitende Kommunikationsmass-

nahmen

Beratene  
Unternehmen
Zu den beratenen Unternehmen und 

Gemeindeverwaltungen gehören zum 

Beispiel:

– AXA Winterthur, Winterthur 

– Fielmann AG, Zürich

– Gemeindeverwaltung Horgen,   

Horgen

– ISS Schweiz AG, Zürich

– IWAZ Schweizerisches Wohn- und 

Arbeitszentrum für Mobilitätsbehin-

derte, Wetzikon

– Coop Verteilzentrale Zentralschweiz-

Zürich, Dietikon

– Spital Limmattal, Schlieren

– Stadtverwaltung Bülach, Bülach

– upc cablecom, Zürich

– Zimmer GmbH, Winterthur
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Impulsgespräch und Beratung 
plus
Im «Impulsgespräch» erstellen die Fach- 

leute von MIU zusammen mit den Ver-

antwortlichen des Unternehmens eine 

erste Übersicht der Mobilitäts situation 

und diskutieren mögliche Lösungsan-

sätze. Ein Kurzprotokoll und ein Ideen-

katalog bilden die Basis für das weite-

re Vorgehen. Das «Impulsgespräch» ist 

der Einstieg in den Beratungsprozess 

mit MIU und für das Unternehmen kos-

tenlos.

«Beratung plus» baut auf dem «Im-

pulsgespräch» auf und beinhaltet eine 

flexible und für jedes Unternehmen 

individuell angepasste Beratungsleis-

tung durch MIU. Das Spektrum reicht 

von der Situationsanalyse bis zur  

Entwicklung oder Umsetzungsbeglei-

tung massgeschneiderter Massnah-

men. Unternehmen, die ihren Standort 

in MIU-Partnergemeinden haben, kön-

nen durch die Partnergemeinde eine 

Ko-Finanzierung von 50 Prozent des 

geleisteten Aufwands erhalten.

Informationsangebote  
und Erfahrungsaustausch
Neben dem Beratungsangebot pflegt 

MIU den Kontakt zu den Unterneh-

men. Im zweimal jährlich erscheinen-

den Newsletter berichtet MIU von Ent-

wicklungen im Mobilitätsmarkt und 

gibt im Mobilitätsbereich innovativen 

Unternehmen das Wort. Einmal im Jahr 

lädt MIU alle Unternehmen zudem zu  

einem Mobilitätslunch ein. Dieser An-

lass nimmt aktuelle Themen auf, und 

die Teilnehmenden erfahren aus ers-

ter Hand von anderen Firmenver-

treterinnen und -vertretern, wie sie  

Mobilitätslösungen umgesetzt haben. 

Ab gerundet wird der Mobilitätslunch 

durch eine Führung oder Besichtigung. 

Beim anschliessenden Stehlunch kön-

nen Ideen, Erfahrungen, Probleme und 

Erreichtes ausgetauscht werden. Na-

türlich gehört auch die Internetseite 

www.miu.zh.ch mit vielen Informatio-

nen zum Angebot. 

«Unternehmen  
Gemeindeverwaltung» 
Auch das «Unternehmen Gemeinde-

verwaltung» kann eine MIU-Beratung 

in Anspruch nehmen, bestehen doch 

bei den kommunalen Gemeindehäu-

sern, Heimen und Werken oft identi-

sche Probleme und Handlungspotenzi-

ale wie bei den Unternehmen. Zudem 

können sich die Gemeinden nach einer 

Beratung und mit anschliessend um-

gesetzten Massnahmen so als Vorbild 

präsentieren.

Gemeinden: Macht mit!
Das kantonale Amt für Verkehr strebt 

an, das Thema Mobilitätsmanagement 

zu stärken und dabei auch das Pro-

gramm MIU in die geplante Gesamt-

verkehrskonzeption des Kantons so-

wie in die Agglomerationsprogramme 

der 3. Generation zu integrieren.

Viktoria Slukan, Programmleiterin beim 

Amt für Verkehr, lädt Zürcher Gemein-

den ein: «Werden Sie mit Ihrer Ge-

meinde oder Region für MIU aktiv und 

helfen Sie mit, Unternehmen bei der 

Mobilität optimal zu beraten. Durch 

Ihre MIU-Partnerschaft ergibt sich eine 

Win-win-Situation für ihre Gemeinde, 

die dort domizilierten Unternehmen 

und auch für uns als Kanton.» 

Jedes Verkehrsmittel hat seinen Preis: Ist es zeitlich  
und finanziell wirklich effizienter mit dem Auto zu fahren?

Quelle: Amt für Verkehr

Oder ist der öffentliche Verkehr in der konkreten Situation nicht nur umweltschonender  
und energiesparender, sondern vielleicht auch schneller und kostengünstiger?

Quelle: Amt für Verkehr
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Die Klinik im Park, Zürich, gehört  

zur Privatklinikgruppe Hirslanden mit 

schweizweit 14 Spitälern. Für die Be-

handlung der rund 7500 stationären 

und rund 22 500 ambulanten Patienten 

sind 580 Mitarbeitende zuständig. Zu-

dem nutzen rund 270 Belegärzte die 

bereitgestellte Infrastruktur.

Die Klinik kann zu Fuss und mit dem 

Velo über die Seestrasse und teilweise 

über verkehrsarme Nebenstrassen er-

reicht werden. Sie liegt in Gehdistanz 

zur Tramhaltestelle der Linie 7. Mit dem 

Auto ist die Klinik über die Seestrasse 

erreichbar. Die Westumfahrung und 

die Autobahn A3 befinden sich in der 

Nähe.

Täglich ist die Klinik mit einem hohen 

Verkehrsaufkommen konfrontiert. Mit 

60 Parkplätzen in der eigenen Tief-

garage ist das Parkplatzangebot be-

schränkt, und es bestehen keine Aus-

baumöglichkeiten. Sowohl Patienten 

als auch Belegärzte haben eine Berech-

tigung, die angebotenen Parkplätze zu 

nutzen; bisher kostenlos, jedoch ohne 

Parkplatzgarantie. Die Mitarbeitenden 

haben keine Parkierungs berechtigung.

Die Parkplatzknappheit führt dazu, 

dass rund 90 Prozent der Mitarbeiten-

den der Klinik nicht mit dem Privat auto 

zu ihrem Arbeitsort gelangen. In der 

Tiefgarage sind Veloabstellplätze vor-

handen, die regelmässig genutzt wer-

den.

Im Sommer 2013 wurden in der Tief-

garage Renovationsarbeiten durchge-

führt. Für rund zwei Monate konnte 

den Patienten und Belegärzten nur ein 

Teil der 60 Parkplätze zur Verfügung 

gestellt werden. Gemeinsam mit den 

Fachleuten von MIU wurden Massnah-

men evaluiert, die zur Eindämmung 

von Anreisen der Patienten mit dem 

Auto führen sollten. Zwei Massnah-

men wurden erfolgreich umgesetzt: Die 

Abgabe von Taxi-Gutscheinen (nur an 

Privatpatienten) und die Aufschaltung 

des «SBB-Promo-Code» (für alle Pa-

tienten). Damit konnten die Patienten 

direkt ein ÖV-Ticket über das Internet 

lösen, wobei maximal 50 Franken der 

Kosten durch die Klinik übernommen 

wurden. Mit diesen beiden Massnah-

men konnte der temporäre Engpass 

beim Parkplatzangebot gelöst werden. 

M. Hofmann, Bereichsleiter Dienste: 

«Dank der Zusammenarbeit mit MIU 

konnten wir alle relevanten Entschei-

dungsgrundlagen rasch und neutral 

aufarbeiten und eine erfolgreiche Um-

setzung erreichen.»

Zurzeit wird das aktuelle Parkierungs-

reglement in Bezug auf Patienten und 

Belegärzte überarbeitet. Neu sollen die 

Parkplätze auch für die Patienten kos-

tenpflichtig sein. Zudem wird geprüft, 

ob die beiden Massnahmen «Taxi-Gut-

schein» und «SBB-Promocode» beibe-

halten werden sollen.

MIU-Beratung – Beispiel «Klinik im Park»

Die Klinik im Park hat dank Beratung neue Wege  
bei der Parkplatzbewirtschaftung beschritten.

Quelle: Klinik im Park
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Wer Kinder bekommt, sieht sich oft vor 

logistische Herausforderungen gestellt. 

Die Vergrösserung des Haushalts und 

die veränderten Bedürfnisse führen 

nicht selten zu Entscheidungen, die 

auch Einfluss auf das Verkehrsverhal-

ten haben. So können sich viele Fami-

lien mit Kindern nur schwer vorstellen, 

den Alltag ohne Auto zu bewältigen. 

Doch ist ein Leben ohne Auto wirklich 

nur in kinderlosen Haushalten Realität?

Mit den Kindern  
auf dem Land = Auto?
Tatsächlich sind in Haushalten mit Kin-

dern mehr Autos vorhanden als in sol-

chen ohne Kinder. Gleichzeitig gibt es 

dabei aber grosse Unterschiede zwi-

schen der Stadt Zürich und dem Rest 

des Kantons. In der Stadt Zürich hat 

über die Hälfte der kinderlosen Haus-

halte kein Auto (54 %), und zwei oder 

mehr Autos sind eher unüblich (7 %). 

Bei den Haushalten mit Kindern in der 

Stadt ist der Autobesitz zwar deutlich 

verbreiteter, aber auch hier kommt im-

merhin ein Drittel ohne eigenes Auto 

aus. 

Ganz anders sieht das Bild im Rest 

des Kantons aus: Hier ist Autobesitz in 

Haushalten mit Kindern der absolute 

Regelfall. Nur sieben Prozent verzich-

ten auf einen eigenen Wagen, wäh-

rend sich fast die Hälfte zwei und mehr  

Autos leistet. Der Anteil der Haushalte 

mit drei und mehr Autos beträgt in die-

ser Kategorie gar mehr als zehn Pro-

zent. Haushalte ohne Kinder sind zwar 

seltener motorisiert, allerdings immer 

noch häufiger als Haushalte mit Kin-

dern in der Stadt Zürich. 

In der Stadt mit dem ÖV und zu 
Fuss unterwegs
Genau umgekehrt verhält es sich beim 

öffentlichen Verkehr. Erwachsene ohne 

Kinder besitzen eher ein ÖV-Abonne-

ment als solche mit Kindern. Beson-

ders deutlich ist jedoch auch hier der 

Unterschied zwischen der Stadt Zürich 

und dem übrigen Kanton: In der Stadt 

sind gut 80 Prozent der Bevölkerung 

ÖV-Abo-Besitzer, ausserhalb sind es 

nur 60 Prozent. 

Verkehrs-
verhalten: Mit 
den Kindern 
kommen die 
Autos
Wenn Zürcher Haushalte 
mit Kindern umziehen, ist 
die verkehrstechnische Er-
reichbarkeit – im Vergleich 
zu bezahlbaren Immobilien 
und Naturnähe – oft ein 
nachgeordnetes Argument 
bei der Wahl des neuen 
Wohnorts. Die Folge: Man 
ist häufiger auf ein Auto 
angewiesen und legt Dis-
tanzen eher motorisiert 
zurück als Familien, die in 
der Stadt Zürich wohnen.
 
Regula Gysel Oderbolz
Statistisches Amt 
Schöntalstrasse 5 
8090 Zürich 
Telefon 043 259 75 39
regula.gysel@statistik.ji.zh.ch
www.statistik.zh.ch 

Kinderzeichnung eines Schulwegs.
Quelle: Forschungs- und Dokumentationsstelle Kind und Umwelt

Mikrozensus Verkehr 
2010: Resultate aus 
dem Kanton Zürich
Die Aussagen in diesem Artikel basie-

ren auf Auswertungen des «Mikrozen-

sus Mobilität und Verkehr 2010». Dabei 

handelt es sich um eine landesweite 

Stichprobenerhebung, in der die Be-

völkerung ab sechs Jahren zu ihrem 

Mobilitätsverhalten befragt wird. 

Aufgrund der Stichprobengrösse ist es 

nicht möglich, statistisch signifikante 

Aussagen für Haushalte mit Kindern 

regionenscharf zu machen. Deshalb 

wurde in den Auswertungen und Gra-

fiken lediglich die Stadt Zürich dem 

Rest des Kantons gegenübergestellt. 

Zusätzliche Auswertungen deuten aber 

darauf hin, dass die dargestellten Mus-

ter mit zunehmender Distanz zum Zen-

trum ausgeprägter werden.
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Selbstverständlich sind die Unterschie-

de beim Besitz von Autos und ÖV-

Abonnementen zwischen städtischen 

und anderen Haushalten auch darauf 

zurückzuführen, dass die Erschlies-

sung mit dem öffentlichen Verkehr in 

der Stadt wesentlich besser ist als 

ausserhalb. Von den Haushalten mit 

Kindern sind in der Stadt 90 Prozent 

gut bis sehr gut durch den öffentlichen 

Verkehr erschlossen. Im Rest des Kan-

tons ist es lediglich ein Drittel. Kinder-

lose Haushalte wohnen zudem sowohl 

in der Stadt als auch ausserhalb an 

besser erschlossenen Lagen als solche 

mit Kindern. 

Diese Unterschiede in Motorisierung 

und Erschliessung wirken sich auf die 

alltägliche Verkehrsmittelwahl aus. Er-

wachsene mit Kindern legen insgesamt 

etwas mehr Wege mit dem motorisier-

ten Individualverkehr zurück (31 %) als 

solche ohne Kinder (24 %). Umgekehrt 

nutzen sie etwas seltener den Lang-

samverkehr (Fuss- und Veloverkehr) 

und öffentliche Verkehrsmittel.

Allerdings sind Leute mit Kindern in 

der Stadt wiederum in einer gänzlich 

anderen Lage als solche ausserhalb: 

In der Stadt Zürich werden etwa 60 

Prozent der Etappen zu Fuss oder mit 

dem Fahrrad zurückgelegt, jedoch nur 

ein Zehntel mit dem motorisierten In-

dividualverkehr. Ausserhalb der Stadt 

werden ebenso viele Etappen mit dem 

Auto oder Motorrad zurückgelegt wie 

zu Fuss oder mit dem Fahrrad.

Untersucht man zusätzlich die Ver-

kehrszwecke, so zeigt sich, dass aus-

serhalb der Stadt sowohl für Arbeits- 

als auch für Freizeitwege häufiger das 

Auto benutzt wird. Besonders deutlich 

ist die Diskrepanz bei Einkaufs- und 

Begleitwegen: Diese werden in der 

Stadt Zürich mehrheitlich zu Fuss oder 

mit dem Fahrrad zurückgelegt, im Rest 

des Kantons motorisiert. 

«Kinderhaushalte» stärker moto-
risiert, aber weniger unterwegs
Haushalte mit Kindern besitzen also 

häufiger ein oder mehrere Autos als 

solche ohne Kinder, wohnen an Lagen, 

die durch den ÖV schlechter erschlos-

sen sind, und ihre Mitglieder legen 

mehr Etappen mit dem motorisierten 

Individualverkehr zurück. 

Allerdings gibt es auch eine interes-

sante Kehrseite: Insgesamt sind Er-

wachsene aus Haushalten mit Kindern 

nämlich weniger unterwegs als solche 

aus kinderlosen Haushalten. So legen 

kinderlose Erwachsene ausserhalb der 

Stadt im Schnitt täglich 50 Kilometer 

zurück, solche mit Kindern ausserhalb 

der Stadt deren 40. Dasselbe Verhält-

nis zeigt sich auch in der Stadt Zürich 

auf einem etwas tieferen Niveau: Kin-

derlose Städter legen 40 Kilometer 

täglich zurück, solche mit Kindern da-

gegen nur 30. 

Kinder führen also dazu, dass man 

sich eher motorisiert fortbewegt, aller-

dings reduzieren sie gleichzeitig den 

Bewegungsradius. So kommt es, dass 

Erwachsene mit Kindern absolut gese-

hen nicht mehr Kilometer mit dem Auto 

oder Motorrad zurücklegen als solche 

ohne Kinder, sie haben lediglich eher 

ein Auto zur Verfügung.

Übrigens: Sowohl mit als auch ohne 

Kinder legen Frauen deutlich kürzere 

Tagesdistanzen zurück als Männer. 
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Haushalte mit Kindern besitzen deutlich häufiger ein Auto als solche ohne Kinder. 
In der Stadt Zürich ist autofreies Leben jedoch auch mit Kindern verbreitet.

Quelle: BFS/ARE, Mikrozensus Mobilität und Verkehr 2010
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Räumliche Unterschiede im Modalsplit
nach Anzahl Etappen in Haushalten mit Kindern

In der Stadt sind Etappen mit dem motorisierten Individualverkehr (MIV)  
auch bei Erwachsenen mit Kindern eher selten. Ganz anders ausserhalb: 

Hier sind sie ebenso häufig wie Langsamverkehrsetappen (LV).
Quelle: BFS/ARE, Mikrozensus Mobilität und Verkehr 2010
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Mehr ÖV mit zunehmendem Alter 
der Kinder
Bisher wurde das Augenmerk auf die 

Erwachsenen in Haushalten mit Kin-

dern gerichtet. Doch wie sieht das Ver-

kehrsverhalten von Zürcher Kindern 

und Jugendlichen aus? Zeigen sich 

bereits dieselben Unterschiede zwi-

schen Stadt und übrigem Kanton wie 

bei den Erwachsenen?

Grundsätzlich unterscheidet sich das 

Verkehrsverhalten von Primarschulkin-

dern deutlich von jenem älterer Kinder. 

Es lohnt sich deshalb, die Altersgrup-

pe von 6 bis 11 Jahren von den 12- bis 

16-Jährigen zu unterscheiden. So ist 

beispielsweise die durchschnittliche 

Tages distanz bei den 12- bis 16-Jähri-

gen mit 26 Kilometern signifikant höher 

als bei den 6- bis 11-Jährigen mit 18 

Kilometern. 

Der Unterschied liegt einerseits an 

den Schulwegen, welche besonders 

in ländlichen Regionen mit dem Über-

tritt in die Oberstufe deutlich länger 

werden. Zudem gewinnen Jugendliche 

auch ausserhalb der Schule an Selbst-

ständigkeit, was sich auf die Verkehrs-

mittelwahl auswirkt. 

Ausserhalb der Stadt sind vor allem 

jüngere Kinder häufig mit dem Auto 

unterwegs (durchschnittliche 14 Ki-

lometer täglich). Interessanterweise 

nimmt diese Zahl mit zunehmendem 

Alter ab: Jugendliche legen nur noch 

9 Kilometer täglich mit dem Auto zu-

rück. Anders sieht es beim öffentlichen 

Verkehr aus: Ausserhalb der Stadt Zü-

rich legen Kinder im Primarschulalter 

täglich lediglich zwei Kilometer mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln zurück, ab 

dem zwölften Altersjahr sind es dann 

zehn Kilometer täglich. In der Stadt 

Zürich ist das Verkehrsverhalten viel 

ausgeglichener, sowohl zwischen den 

Verkehrsmitteln als auch zwischen den 

Altersgruppen: Die Zahl der mit dem 

öffentlichen Verkehr oder mit dem Auto 

zurückgelegten Kilometer liegt je bei 

fünf bis sieben.

Fuss- und Fahrradwege sind häu-
fig, aber nur für kurze Distanzen
Im Modalsplit über den gesamten Kan-

ton zeigt sich, dass der ÖV mit zuneh-

mendem Alter wichtiger wird. Dabei 

handelt es sich um eine wichtige ver-

kehrspolitische Grösse. Er beschreibt, 

wie gross die Anteile der einzelnen Ver-

kehrsträger am Verkehrsaufkommen 

sind – man könnte auch von Markt-

anteilen sprechen. Im Primarschul-

alter werden nur 16 Prozent der Tages-

distanz mit dem öffentlichen Verkehr 

zurückgelegt, in der Oberstufe sind es 

bereits 42 Prozent. 

Betrachtet man anstelle der Tages-

distanz die Zahl der Etappen, so zeigt 

sich, dass dem Langsamverkehr wei-

terhin eine sehr grosse Bedeutung zu-

kommt. Unabhängig vom Alter werden 

etwa zwei Drittel der täglichen Etappen 

zu Fuss oder mit dem Fahrrad zurück-

gelegt. Etappen mit dem motorisier-

ten Individualverkehr sind dagegen 

äusserst selten. Aus der Kombination 

der beiden Modalsplits lässt sich also 

folgern, dass das Auto nur für wenige, 

dafür aber lange Wege benötigt wird.

Auffallend ist, dass jüngere Kinder gut 

ein Viertel ihrer Etappen mit anderen 

Verkehrsmitteln zurücklegen. Darun-

ter fallen die sogenannten «Fahrzeug-

ähnlichen Geräte» wie Trottinette. Dies 

bestärkt die Annahme, dass solche 

Geräte bei jüngeren Kindern bereits 

stark verbreitet sind.

Schliesslich wird die Verkehrsmittel-

wahl auch durch die Voraussetzungen 

des Haushalts beeinflusst. Kinder und 

Jugendliche in autofreien Haushalten 

sind deutlich öfter zu Fuss und mit 

dem öffentlichen Verkehr unterwegs. In 

Haushalten mit Autos wird jedoch die 

Hälfte der Tagesdistanz mit dem Auto 

zurückgelegt.

Kinder müssen lernen, sich im Verkehr zu orientieren. Dazu benötigen sie die Gelegenheit zu Erfahrungen.
Quelle: Forschungs- und Dokumentationsstelle Kind und Umwelt
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Fazit: Wohnort und Motorisierung 
haben Konsequenzen
Wenn Familien umziehen, treibt sie 

die Suche nach der idealen, bezahl-

baren Immobilie oft aus der Stadt 

Zürich hinaus. Ein Umzug in länd-

lichere Regionen kann jedoch Fol-

gen für das Verkehrsverhalten von 

Erwachsenen und Kindern haben. 

Während in der Stadt Zürich ein Drit-

tel der Haushalte mit Kindern ohne 

Auto auskommt, besitzt ausserhalb 

der Stadt jeder zweite Haushalt mit 

Kindern mindestens zwei Autos. In der 

Stadt legen sowohl Erwachsene als 

auch Kinder und Jugendliche deut-

lich weniger Kilometer zurück als im 

Rest des Kantons. Sie benutzen dazu 

häufiger ihre eigenen Füsse, ihre Fahr-

räder und den öffentlichen Verkehr.  

Die Dichte der Stadt führt dazu, dass 

die Schulwege auch in der Ober-

stufe relativ kurz bleiben und gut 

mit dem Langsamverkehr oder ÖV 

zu bewältigen sind. Die ÖV-Distan-

zen nehmen denn auch nicht merk-

lich zu mit dem Stufenübertritt. 

Ganz anders gestaltet sich das Bild 

jenseits der Stadtgrenze: Erwachse-

ne mit Kindern benutzen für Arbeits-, 

Einkaufs- und Freizeitwege überwie-

gend das Auto,  Primarschulkinder 

werden überdurchschnittlich oft ge-

fahren. Die Jugendlichen weisen zwar 

einen geringeren MIV-Anteil auf, da-

für müssen sie aufgrund der Wohnla-

ge oft lange ÖV-Distanzen zurückle-

gen, um zu Ausbildungsstätten oder 

Freizeitzielen gelangen zu können. 

Ein Leben in der Stadt Zürich ist somit 

zwar häufig mit hohen Immobilienprei-

sen verbunden. Die finanziellen und 

zeitlichen Mobilitätskosten sind je-

doch in der Regel geringer als in länd-

licheren Regionen. Weniger Autos pro 

Haushalt, tiefere Abonnementspreise, 

kürzere Fahrten zu Arbeitsplätzen und 

(weiterführenden) Schulen sind Aspek-

te, welche auch für Familien ein Leben 

im Zentrum attraktiv machen können.
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Der Anteil der mit dem MIV zurückgelegten Kilometer sinkt 
mit zunehmendem Alter von 68 % auf 35 %.
Quelle: BFS/ARE, Mikrozensus Mobilität und Verkehr 2010
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Quelle: BFS/ARE, Mikrozensus Mobilität und Verkehr 2010



Umweltdaten 25
ZUP Nr. 77 Juli 2014

www.umweltschutz.zh.ch/zup

Weil die Schweiz 2013 nicht von gros-

sen Umweltkatastrophen betroffen 

war, gelangten Umweltthemen kaum 

ins Bewusstsein der Schweizer Be-

völkerung. Dies schlägt sich in der 

Selbsteinschätzung des eigenen Um-

weltbewusstseins und als Folge davon 

des eigenen umweltfreundlichen Ver-

haltens nieder. So schätzt sich 2013 

mit 49 Prozent ein deutlich geringe-

rer Anteil der Schweizer Bevölkerung 

im Vergleich zu 2012 als überdurch-

schnittlich umweltbewusst ein, 2012 

waren es noch 58 Prozent gewesen. 

Auch der Anteil derjenigen, welche ihr 

Umweltverhalten bzw. ihr Verständnis 

der Umweltzusammenhänge als über-

durchschnittlich beurteilen, ist deutlich 

gefallen. 

2013 schätzen sich die Frauen, die 

Deutschschweizer, die Älteren (65+) 

und die Personen mit einer hohen 

Ausbildung in den Bereichen Umwelt-

bewusstsein, Umweltverhalten und 

Umweltverständnis signifikant besser 

ein als die Männer, die Westschwei-

zer, die Jüngeren (bis 39 Jahre) und die 

Personen mit einer tiefen Bildung. Die 

tieferen Bewertungen im Umweltbe-

wusstsein schlagen sich auch in allen 

anderen befragten Themen nieder.

UNIVOX 
2013:  
Bekenntnis 
zum Umwelt-
schutz  
bröckelt
2013 blieben grosse  
Umweltkatastrophen aus. 
Dies führt dazu, dass die 
Schweizer Bevölkerung die 
Umweltproblematik weni-
ger wahrnimmt und ihr um-
weltschonendes Verhalten 
weniger stark ausgeprägt 
ist. Das zeigt die Befragung 
im Rahmen der UNIVOX-
Studie 2013.
 
Isabel Flynn
Koordinationsstelle für Umweltschutz
Generalsekretariat Baudirektion
Postfach, 8090 Zürich
Telefon 043 259 24 18
isabel.flynn@bd.zh.ch
www.umweltschutz.zh.ch

Dr. Andreas Schaub
Institutsleiter gfs-zürich
Markt - & Sozialforschung
Telefon 044 361 51 24
andreas.schaub@gfs-zh.ch
www.gfs-zh.ch

Die Bereitschaft, beim Einkaufen auf Herkunft und Label zu achten, ist gesunken.
Quelle: Michel Bazin, Photoexpress
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Vermehrte Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel  

Beim Kauf neuer Elektrogeräte 
Stromverbrauch beachten  

Vermindertes Heizen 

Produkte mit weniger 
Verpackung bevorzugen  

Unterstützung von 
Umweltorganisationen  

Beim Kauf von Nahrungs-
mitteln Produktionsweise
und Herkunft beachten                  

Mitmachen an Umweltschutz-Aktion 

Lärmarme Produkte kaufen 

Weniger Fleisch essen 

Recycling von Glas, Batterien,
PET, Papier usw.  

Persönlicher Beitrag zum Umweltschutz   
Mehrfachantworten, Angaben in Prozent

 

«Man spricht heute oft davon, dass der Einzelne einen Beitrag zum Umweltschutz leisten  
könne. Welche der folgenden Beispiele könnten für Sie persönlich in Frage kommen?»

Quelle: gfs-zürich
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Bereitschaft für  
Umweltengagement gesunken
Die Bereitschaft der Schweizer Bevöl-

kerung, selbst etwas für den Umwelt-

schutz zu tun, ist 2013 weiterhin sehr 

hoch, aber doch in allen Bereichen, 

zum Teil deutlich geringer als 2012. 

Den grössten Einbruch um rund zehn 

Prozent seit dem Vorjahr erfuhr die 

Bereitschaft beim Kauf neuer Elektro-

geräte den Stromverbrauch zu beach-

ten (82 statt 91 %) bzw. beim Kauf von 

Nahrungsmitteln auf die Produktions-

weise und Herkunft zu achten (72 statt 

82 %).

Auch deutlich weniger Menschen als 

zuvor können sich vorstellen, Produkte 

mit weniger Verpackung zu bevorzu-

gen (79 statt 86 %) bzw. vermehrt die 

öffentlichen Verkehrsmittel zu benut-

zen (66 statt 71 %). Annähernd kons-

tant geblieben sind einzig die Absich-

ten zu recyclieren (92 %) sowie weniger 

zu heizen (67 %) (vgl. Interview Seite 

28).

Deutschschweizer, Frauen, Personen 

mit einer hohen Bildung und Perso-

nen mittleren Alters sind bei fast allen 

abgefragten Aspekten signifikant häu-

figer bereit, selbst ihren Beitrag zum 

Umweltschutz zu leisten als West-

schweizer, Männer, Personen mit einer 

mittleren bzw. tiefen Bildung und junge 

Personen. 

Umweltgerechtes Verhalten  
fördern
Die Mehrheit der Schweizer Bevölke-

rung räumt 2013 nach wie vor den ver-

schiedenen Instrumenten zur Förde-

rung umweltgerechten Verhaltens eine 

hohe oder sogar sehr hohe Priorität 

ein. Der Anteil derjenigen, die entweder 

hohe oder sehr hohe Priorität äussern, 

ist jedoch bei allen Instrumenten –  

mit Ausnahme der Kampagnen (vgl. 

Interview) – im Vergleich zum Vorjahr 

zurückgegangen. Um umweltgerech-

tes Verhalten zu fördern, würde die 

Schweizer Bevölkerung in erster Linie 

nach wie vor am häufigsten Ökolabels 

für umweltgerechte Produkte und Ap-

parate (58 %) einsetzen, dicht gefolgt 

von öffentlichen Kampagnen (54 %) 

und finanziellen Abgaben auf umwelt-

belastende Produkte (52 %). Weniger 

geschätzt, um umweltgerechtes Ver-

halten zu fördern, werden das Verbot 

stark umweltbelastender Tätigkeiten 

(48 %), das polizeiliche Büssen bei 

Missachtung von Vorschriften (46 %) 

sowie Steuerabzüge für umweltge-

rechtes Verhalten (50 %). Mit je minus 6 

Prozentpunkten war die Abnahme der 

Zustimmung zu den finanziellen Abga-

ben sowie dem polizeilichen Büssen 

am grössten.

Der Projektleiter von gfs-zürich, Andre-

as Schaub, meint dazu: «Die ‹weichen› 

Massnahmen, welche auf Überzeu-

gungsarbeiten basieren, werden von 

der Schweizer Bevölkerung gegenüber 

den ‹harten› Massnahmen, welche mit 

Bussen und Strafen korrigierend ein-

greifen sollen, favorisiert. Insgesamt ist 

aber auch hier ein Rückgang bei allen 

Instrumenten festzustellen.» 

Massnahmen des Staates  
zugunsten der Umwelt 
56 Prozent der Schweizer Bevölkerung 

fordert 2013, dass der Staat mehr für 

den Umweltschutz tun solle, indem an 

anderen Orten gespart wird. Das ist 

noch immer mehr als die Hälfte, 2012 

waren es aber noch 63 Prozent gewe-

sen. Die Bevölkerung unterstützt 2013 

weiterhin alle behördlichen Massnah-

men zugunsten des Umweltschutzes. 

Es gibt in allen Bereichen deutlich 

mehr Personen, die finden, man sollte 

mehr tun, als solche, die denken, man 

sollte weniger tun. 

Am dringlichsten wird gefordert, dass 

die Behörden mehr für das Energie-

sparen tun sollen (65 %), hier hat die 

Unterstützung allerdings auch am 

stärksten abgenommen: um minus 7 

Prozentpunkte. Als Nächstes folgen 

die Forderung nach einer Verringerung 

schädlicher Abgase (60 %), der Schutz 

des Bodens vor Schadstoffen (58 %), 

der Schutz vor Klimaänderungen 

(56 %), die sparsame Verwendung des 

Bodens (53 %) sowie der Schutz vor 

radioaktiver Strahlung (47 %); Abnah-

me jeweils um 1 bis 3 %-Punkte) (vgl. 

Interview).

«Es gibt verschiedene Möglichkeiten, umweltgerechtes Verhalten zu fördern. 
Welchem der folgenden Instrumente sollte man den Vorzug geben?»

Quelle: gfs-zürich
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Sorge um Natur und zukünftige 
Generationen 
Sich umweltfreundlich zu verhalten, 

wird in der Schweizer Bevölkerung von 

drei Gründen dominiert. 87 Prozent der 

Schweizer Bevölkerung verhalten sich 

in erster Linie umweltfreundlich, weil 

sie die Natur lieben, 80 Prozent weil 

sie an die nachfolgenden Generatio-

nen denken und 66 Prozent weil ihnen 

die starke Umweltbelastung Sorgen 

macht. Es folgen mit deutlichem Ab-

stand finanzielle Gründe (man kann da-

mit Geldsparen 31 %) – und der soziale 

Druck – (weil es viele in ihrer Umgebung 

machen 25 %).Die Gründe, warum sich 

jemand nicht umweltfreundlich verhält, 

sind – im Gegensatz zu den Gründen, 

warum man es tut – auf mehr Aspekte 

verteilt. 39 Prozent der Schweizer Be-

völkerung nennen die Bequemlichkeit, 

37 Prozent die Kosten, 35 Prozent den 

Mangel an alternativen Handlungs-

möglichkeiten, 27 Prozent den Mangel 

an Informationen und 26 Prozent Zeit-

mangel. Nur 12 Prozent gestehen ein, 

dass ihnen umweltfreundliches Verhal-

ten nicht wichtig ist.

Glaube an technische Lösungen 
bleibt tief
Der Glaube an technische Lösungen 

der Umweltproblematik ist 2013 mit 38 

Prozent im Vergleich zum Vorjahr ins-

gesamt praktisch unverändert tief. Im 

Detail bringt die Schweizer Bevölke-

rung 2013 den Aspekten «Umweltbe-

lastung durch moderne Industriegesell-

schaft», «zukünftige Einschränkungen 

aufgrund Verknappung der Rohstoffe» 

eine grössere und den Aspekten «Lö-

sung der Umweltprobleme durch Tech-

nik» und «Tragbarkeit der Kernenergie» 

eine praktisch unveränderte Skepsis 

entgegen.

Umweltschutz macht glücklich
2013 wurde auch der Zusammenhang 

zwischen Lebenszufriedenheit und 

Umweltverhalten untersucht. Es hat 

sich gezeigt, dass unzufriedene Per-

sonen im Vergleich zu sehr zufriedenen 

Personen sich selbst als weniger um-

weltbewusst sehen, sich seltener um-

weltgerecht verhalten und ein schlech-

teres Verständnis für Umweltprobleme 

haben. Oder umgekehrt: Wer sich um-

weltbewusster verhält, ist zufriedener! 

Aufgrund der Zahlen kann man aber 

leider nicht sagen, was Ursache und 

was Wirkung ist.
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Massnahmen, die der Staat ergreifen soll

«In welchen Bereichen müssten die Behörden künftig mehr tun, 
wo handeln sie gerade richtig und wo sollten sie weniger tun?»

Quelle: gfs-zürich
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«Ich verhalte mich umweltfreundlich weil…»
Quelle: gfs-zürich
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«Der Katastrophen-
charakter bestimmt 
die Wahrnehmung»
Was ist für Sie das auffäl-
ligste Ergebnis der diesjäh-
rigen UNIVOX-Studie? 
Ich führe die Univox Umweltstudie seit 

sechs Jahren durch. Die Studie selbst 

gibt es aber schon seit 1986!  Auf der 

einen Seite sehe ich, dass dem The-

ma «Umweltschutz» in all den Jahren 

in der Schweizer Bevölkerung höchste 

Priorität beigemessen wird. Gemäss 

unserem gfs-Angstbarometer lag die 

subjektiv empfundene Bedrohung auf-

grund von Umweltproblemen jedes 

Mal an erster Stelle – vor der Angst, 

krank oder durch einen Umfall invalid 

zu werden.

Auf der anderen Seite ist es auffällig, 

wie eine Katastrophe wie z. B. Fukushi-

ma oder Überschwemmungen – sofern 

sie in den Medien aufgegriffen werden –  

die Sensibilisierung zu Umweltthemen 

und im Schlepptau dazu auch das  

eigene Umweltverhalten beeinflusst 

wird. Fallen solche Katastrophen aus, 

wie 2013, sinken auch die Befragungs-

werte.

Die Bereitschaft, selber zu 
handeln, ist nicht überall 
gleich weit zurückgegan-
gen. 
Alle Fragen, die mit «Energie» im wei-

testen Sinne zu tun hatten, sind in Fol-

ge der Fukushima-Katastrophe stark  

angestiegen. Die Bereitschaft, in der 

Bevölkerung ganz generell etwas für 

den Umweltschutz zu machen, ist 

ebenfalls angestiegen. Energie war so-

zusagen das Leitthema, und die ande-

ren Umweltthemen haben davon profi-

tiert. Dabei spielte es kaum eine Rolle, 

ob dies mit höheren Kosten, mehr Auf-

wand verbunden war oder nicht. In die-

sem Zusammenhang wurde auch mehr 

auf den Stromverbrauch geachtet oder 

auf die Herkunft der Nahrungsmittel. 

Zwei Jahre nach Fukushima ist die Be-

reitschaft, selbst etwas zu tun, auf die 

Ausgangswerte von «vor» Fukushima 

zurückgegangen. Die geringsten Rück-

gänge zeigen bezeichnenderweise die-

jenigen Themen, bei welchen Umwelt-

schutzverhalten bereits ins «normale» 

Alltagsverhalten eingeflossen sind, 

wie das Recycling, oder wo die Mög-

lichkeiten bei vielen begrenzt sind, wie 

beispielsweise beim Heizen.

Finanzielle Abgaben auf 
umweltbelastende Produk-
te sowie das polizeiliche 
Büssen bei Missachtung 
von Vorschriften werden 
nicht goutiert?
Von den Möglichkeiten, umweltgerech-

tes Verhalten zu fördern, sind die «har-

ten» Aspekte am stärksten zurückge-

gangen, also diejenigen die «wehtun». 

Diese fanden nach Fukushima eine hö-

here Zustimmung und sind nun wieder 

stark gesunken. Alles, was auf Freiwil-

ligkeit beruht, hatte dagegen kaum auf 

Fukushima reagiert, die entsprechen-

den Instrumente, wie beispielsweise 

öffentliche Kampagnen, sind 2013 

kaum zurückgegangen. Es geht aus 

meiner Sicht dabei nicht um finanzielle 

Aspekte, sondern um Fremdbestim-

mung und Verbote auf der einen Seite 

bzw. Eigenverantwortung und Freiwil-

ligkeit auf der anderen Seite.

Zur Studie
Für die Befragung 2013 der UNIVOX Umwelt 
Studie wurden vom Forschungsinstitut gfs-
zürich vom 18. September bis 14. Oktober 
2013 insgesamt 1011 telefonische Interviews 
in der deutschen und der französischen 
Schweiz im Auftrag der Aduno Gruppe und 
des WWF realisiert. Die Studie ist repräsen-
tativ. 

Trotz Fukushima und Kul-
turlandinitiative wird nicht 
gefordert, der Staat solle 
mehr für die sparsame Ver-
wendung des Bodens oder 
den Schutz vor radioaktiver 
Strahlung tun.
Bei all dem Rückgang der gemesse-

nen Umweltsensibilität, des eigenen 

Umweltverhaltens und der Forderung 

nach staatlichen Massnahmen darf 

man nicht vergessen, dass wir uns auf  

einem hohen (Umwelt-)Niveau befin-

den. Auch bei der Forderung, was der 

Staat machen solle, findet immer noch 

rund die Hälfte der Schweizer Bevöl-

kerung, er solle mehr machen, und die 

andere Hälfte findet, es ist gerade rich-

tig so, was der Staat macht. 

Ich glaube, dass die Präsenz der bei-

den Themen eben gar nicht so gross 

ist. Fukushima war zum Zeitpunkt der 

Befragung zwei Jahre vorbei, und der 

Kulturlandinitiative fehlt der «Katastro-

phencharakter», so dass zwei Mona-

te nach der Abstimmung das Thema 

kaum mehr diskutiert wurde.

Dr. Andreas Schaub 
Institutsleiter gfs-zürich, Markt-  
& Sozialforschung 
Telefon 044 361 51 24 
andreas.schaub@gfs-zh.ch

INTERVIEW
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Jährlich gehen weltweit Waldflächen 

in der Grössenordnung von 13 Millio-

nen Hektaren verloren, was der drei-

fachen Fläche der Schweiz entspricht. 

Ein wichtiger Grund für die Abholzung 

ist die Gewinnung von Holz für die 

Papierproduktion: Fast die Hälfte des 

industriell genutzten Holzes landet 

in Papierfabriken. Und wiederum ein 

Fünftel davon stammt aus Urwäldern 

in Südostasien, Südamerika oder Sibi-

rien. Doch auch die Holzproduktion in 

Plantagen hat ökologische und sozia-

le Schwachstellen. So werden enorme 

Mengen an Trinkwasser verbraucht, 

das anderswo fehlt. Häufig werden die 

Monokulturen mit synthetischem Dün-

ger und Pestiziden behandelt. Und die 

mit Bäumen bestandenen Plantagen 

stehen in Konkurrenz zum Anbau von 

Lebensmitteln für die lokale Bevölke-

rung. Dabei ist die Holz- und Papier-

industrie die Branche mit dem weltweit 

drittgrössten Umsatz.

Gemeinden  
als Beschaffungsvorbild
Kein Wunder also, dass der Urwald-

schützer Bruno Manser vor 20 Jahren 

nicht nur in Indonesien dafür kämpf-

te, dass die letzten Urwälder vor 

Kahlschlag geschützt werden. In der 

Schweiz rief er die damalige Aktion  

«Tropenholzverzichtserklärung» ins Le-

ben, um deutlich zu machen, dass 

unser Konsum einen direkten Zusam-

menhang mit der Zerstörung ursprüng-

licher Wälder hat. Bruno Manser ist seit 

bald zehn Jahren verschollen. Doch in 

der Aktion, die sich stetig weiterent-

Kanton  
beschafft  
Papier und 
Holz urwald-
freundlich
Gut 500 Schweizer Ge-
meinden haben sich dazu 
verpflichtet, nur noch Pa-
pier und Holz aus nachhal-
tiger Produktion zu be-
schaffen, und setzen so ein 
Zeichen gegen die Zerstö-
rung ursprünglicher Wälder 
weltweit. Nun macht auch 
der Kanton Zürich bei der 
Aktion urwaldfreundlich.ch 
mit.
 
Dr. Beat Hofer
Leiter ökologische Beschaffung/
Betriebsökologie
Koordinationsstelle für Umweltschutz
Baudirektion Kanton Zürich
Walcheplatz 2, Postfach
8090 Zürich
Telefon 043 259 30 63
beat.hofer@bd.zh.ch
www.umweltschutz.zh.ch

Pieter Poldervaart
Telefon 061 270 84 00
poldervaart@kohlenberg.ch
www.kohlenberg.ch Die Zerstörung der tropischen Regenwälder schreitet rasch voran –  

doch in der Schweiz geben 500 Gemeinden Gegensteuer und ziehen 
Holz aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern vor.

Quelle: ALN (oben) und BMF (unten) 
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wickelt hat und nun «urwaldfreund -

lich.ch» heisst, lebt seine Idee weiter: 

Die öffentliche Hand richtet ihre Be-

schaffung von Holz und Papier so aus, 

dass diese keine negativen Folgen für 

die globalen Urwälder hat.

Heute sind es gut 500 Gemeinden, 

die zum Teil bereits seit vielen Jahren 

bei der Aktion «urwaldfreundlich.ch» 

mitmachen. Sie haben sich dazu ver-

pflichtet, Mindestkriterien einzuhalten, 

wenn es um die Vergabe von Druck-

aufträgen und den Kauf von Kopierpa-

pier geht. Dasselbe gilt für Bauaufträge 

oder die Beschaffung von Holzwaren 

wie Möbeln, Besenstielen oder ande-

ren Kleinwaren. Die Aktion, die heute 

vom Förderverein für umweltverträgli-

che Papiere und Büroökologie Schweiz 

(FUPS) betreut und getragen wird, 

setzt dabei ganz auf die Vorbildfunk-

tion der öffentlichen Hand: Wenn eine 

Gemeinde ihren Papierkonsum um-

stellt oder den Schreiner verpflichtet, 

nur lokales oder FSC-zertifiziertes Holz 

für den neuen Kindergarten zu verwen-

den, registriert das auch die Bevölke-

rung. Wichtig ist, solche Anforderun-

gen oder Umstellungen öffentlich zu 

kommunizieren und zu begründen. Auf 

diese Weise zeigt die Gemeinde, dass 

eine nachhaltige Materialbeschaffung 

möglich ist – und motiviert damit auch 

Privatpersonen und Firmen, ihr Ein-

kaufsverhalten zu ändern.

Lokale Kreisläufe statt   
Kahlschlag
An Holz und Papier lässt sich hervor-

ragend aufzeigen, welche globalen 

Auswirkungen das Handeln hier in der 

Schweiz haben kann. Zudem nimmt 

der Papier- und Holzkonsum laufend 

zu. Wenn die öffentliche Hand wo im-

mer möglich Recyclingpapier verwen-

det, trägt sie also sehr direkt dazu bei, 

in Asien oder Sibirien den naturzerstö-

renden Holzschlag zu stoppen. Zudem 

hilft Recyclingpapier, Stoffkreisläufe 

zu schliessen und unterstützt Arbeits-

plätze in Europa. Auch beim Holz zei-

gen die Kriterien (vgl. Zusatztext links), 

dass eine bewusste Beschaffung 

gleich auf mehreren Ebenen Vortei-

le bringt: Wer Bauholz aus der Regi-

on den Vorzug gibt, sorgt dafür, dass 

die Wertschöpfung vor Ort bleibt. Das 

gilt auch für Möbelholz, das zu einem 

guten Teil aus ökologisch und sozial 

problematischer Herkunft stammt. Wer 

nicht auf Importware verzichten will, 

soll deshalb zumindest auf das FSC-

Label achten. 

In diesem Sinn handelt auch der Kan-

ton Zürich schon jetzt. Bekräftigt wur-

de dies im Frühling durch den Beitritt 

zur Aktion urwaldfreundlich.ch: Mit der 

Unterzeichnung durch Regierungsrat 

Markus Kägi dokumentiert der Pionier-

kanton, dass er schon seit mehreren 

Jahren bei der Holz- und Papierbe-

schaffung auf Nachhaltigkeit achtet 

(vgl. Interview S. 32).

Am 29. September 2011 erhielt die Gemeinde Au/SG den erstmals vergebenen Preis  
«Urwaldfreundliche Gemeinde 2011» zugesprochen. Von links: Barbara Würmli (FUPS), Walter 

Grob (Gemeinde Au), Erwin Zbinden (BMF), Jürg Schmid (Fischer Papier AG, Sponsor).
Quelle: zvg

Vorbildliche  
Gemeinde gesucht
Damit die guten Beispiele noch be-

kannter werden, lancierte das Projekt 

Urwaldfreundliche Gemeinden 2011 

erstmals den Preis «Urwaldfreundliche 

Gemeinde 2011». Zum Zug kam da-

mals die Gemeinde Au im St. Galler 

Rheintal. 

Auch dieses Jahr wird der Preis  

«Urwaldfreundliche Gemeinde 2014» 

vergeben. Interessierte Gemeinden 

können ihr Dossier bis zum 12. Sep-

tember 2014 einreichen. Vorausset-

zung für eine Bewerbung ist die Erfül-

lung der urwaldfreundlich-Kriterien. Für 

die Teilnahme müssen die Gemeinde-

behörden Unterlagen einreichen, die 

zeigen, dass die Kriterien umgesetzt 

werden. Dabei ist es denkbar, dass die 

Gemeinde darüber hinaus spezielle 

Aktivitäten unternimmt, um die Bevöl-

kerung zu einem urwaldfreundlicheren 

Handeln zu motivieren. Je vielseitiger 

das Bewerbungsdossier, desto besser. 

Doch auch eine Kurzbewerbung mit 

wenigen, dafür aussagekräftigen Kenn-

ziffern kann genügen. Der Preisträger 

erhält eine Summe von 5000 Franken, 

die vom Bundesamt für Raumentwick-

lung (ARE) zur Verfügung gestellt wird.

Kontakt: FUPS, Postfach 705, 9501 Wil,  
Telefon 071 911 16 30, sekretariat@fups.ch, 
www.papier.info, www.urwaldfreundlich.ch 

Die Kriterien von 
«urwaldfreundlich.ch»
Gemeinden, die bei der Aktion mitma-

chen, müssen für Papier und Holz je 

ein Richtlinienpapier erstellen, wobei 

entsprechende Vorlagen zur Verfügung 

stehen. Beim Papier muss mindestens 

einer der folgenden Punkte erfüllt sein:

– Mindestens 80 Prozent Recycling-

papier (Blauer Engel oder FSC Recy-

cled)

– Mindestens 60 Prozent Recycling-

papier und 20 Prozent FSC-Neu-

faserpapier

– Mindestens 50 Prozent Recycling-

papier und 50 Prozent FSC-Neu-

faserpapier 

Beim Holz müssen die Textbausteine 

der Koordinationskonferenz der Bau- 

und Liegenschaftsorgane des Bundes 

(KBOB) «Nachhaltig produziertes Holz 

beschaffen» in die Ausschreibung 

übernommen werden. Diese bürgen 

dafür, dass kein Holz aus ökologisch 

und sozial fragwürdigem Raubbau ge-

liefert wird. Auch Kantone, Kirch-

gemeinden und Schulen können sich 

an der Aktion beteiligen. So erklärte 

 sich im Frühling 2014 der Kanton  

Zürich als urwaldfreundlich.
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Viel Information gefragt
Nachhaltige Beschaffungskonzepte 

klingen zwar einleuchtend und sim-

pel, sind bei fehlendem Wissen in 

der praktischen Umsetzung jedoch 

manchmal hindernisreicher, als man 

denkt. So erhält der Förderverein für 

umweltverträgliche Papiere Schweiz 

(FUPS) regelmässig Anfragen von Ge-

meindeschreibern, die von ihrer Dru-

ckerei oder ihrem Papierlieferanten mit 

falschen Behauptungen konfrontiert 

werden: Recyclingpapier schade dem 

Fotokopierer oder das Programm des 

Dorffests könne bei einem Wechsel des 

Papiers nicht mehr vierfarbig gedruckt 

werden. Das sind Fehlinformationen: 

Recyclingpapier wird seit vielen Jahren 

einwandfrei maschinell verarbeitet und 

ist, wenn nötig, in der gleichen weissen 

Qualität erhältlich wie Neufaserpapier. 

Zentral für «urwaldfreundliches Verhal-

ten» ist, dass nicht nur auf ein scho-

nendes Papier umgestellt, sondern 

auch systematisch analysiert wird, wo 

der Papierverbrauch generell reduziert 

werden kann. Wichtige Ansatzpunkte 

sind etwa die knappe Kalkulation der 

Druckauflage von Berichten und – in der 

Verwaltung selbst – das doppelseitige 

Ausdrucken respektive Kopieren. Dar-

über hinaus bietet der FUPS-Ratgeber 

«Papier – Wald und Klima schützen» 

weitere Hilfestellungen und liefert zahl-

reiche Tipps, wie man als Gemeinde 

oder Privatperson den Umgang mit Pa-

pier umweltverträglicher gestalten kann. 

Beim Feuerwehrneubau in Wallisellen kam Schweizer FSC-Holz zur Anwendung.
Quelle: Gemeinde Wallisellen

Eine der 19 Zürcher Gemeinden,  

die bereits bei der Aktion urwald-

freundlich.ch mitmachen, ist Wallisel-

len – «die Umstellung war problemlos», 

sagt Guido Egli, Gemeindeschreiber-

Stellvertreter. Man setze auf das öster-

reichische Produkt Refutura der Firma 

Fischer Papier, das sowohl im Foto-

kopierer als auch im Drucker völlig  

problemlos laufe. Bei externen Druck-

aufträgen werde ebenfalls das erwähn-

te Papier verlangt – die Druckereien 

produzierten die Broschüren anstands-

los auf der verlangten Papierqualität. 

Entgegen einem häufigen Vorurteil  

sei Recyclingpapier übrigens nicht  

teurer, sondern sogar etwas günstiger 

als konventionelles Papier. In einem 

nächsten Schritt will die Gemeinde die 

Beschaffung von Hygienepapier unter 

die Lupe nehmen. Auch im Baubereich 

nimmt Wallisellen die Verantwortung  

in Sachen urwaldfreundlich.ch ernst: 

Beim kürzlich eingeweihten Feuerwehr-

Werkgebäude war die Verwendung von 

FSC-Holz in der Ausschreibung festge-

legt; nun kam nicht nur FSC-, sondern 

auch einheimisches Holz zum Zug.

Auch kleine Zürcher Gemeinden set-

zen die Kriterien von urwaldfreund- 

lich.ch um. Berg am Irchel etwa bezieht 

das Recyclingpapier über die Kantona-

le Drucksachen- und Materialzentrale 

Zürich (Kdmz). «Das Angebot ist gross, 

und wir kommen mit diesem Verfahren 

in den Genuss von attraktiven Konditi-

onen», so Gemeindeschreiber Erwin 

Kuilema. Die Couverts bestellt man bei 

einer Druckerei – ebenfalls in Recyc-

lingqualität. Vor zwei Jahren hatte die 

Gemeinde zudem neues Mobiliar be-

schafft. «Der Anbieter warb damit, 

dass er Schweizer Holz verarbeitet – 

das war für uns ein wichtiges Kriterium 

für den Zuschlag», so Kuilema.

Zürcher Gemeinden sind dabei: Wallisellen
und Berg am Irchel
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«Umweltverträgliche 
Beschaffung ist kei-
ne Hexerei und spart 
Kosten»

Wie kommt es dazu, dass 
der Kanton Zürich als ers-
ter Schweizer Kanton der 
Aktion urwaldfreundlich.ch 
beitritt?
Der entsprechende Regierungsrats-

beschluss ist schon über zehn Jahre 

alt. Die Baudirektion bekam den  

Auftrag, entsprechende Weisungen 

auszuarbeiten. Somit hatten wir die 

Grundlage, die Kriterien von urwald-

freundlich.ch zu erfüllen. Doch weil da-

mals die Trägerschaft der Aktion unklar 

war, fehlte uns der Ansprechpartner. 

Wir setzten die nachhaltige Papier- und 

Holz beschaffung zwar um, beziehen 

heute über 70 Prozent unseres Papier-

bedarfs in Recyclingqualität und ver-

wenden aus schliesslich Hygienepapier 

aus Altfasern, doch wir deklarierten das 

bisher nicht deutlich genug gegen aus-

sen. Im Bau- und Mobiliarbereich wer-

den heute standard mässig Produkte 

aus nachhaltig produziertem Holz aus-

geschrieben bzw. beschafft.

Mit der Unterzeichnung  
der urwaldfreundlich.ch- 
Erklärung durch Baudirek-
tor Markus Kägi ist das 
jetzt anders …
Tatsächlich – und dazu stehen wir: So-

wohl gegen innen als auch gegen aus-

sen ist es wichtig, zu kommunizieren, 

wie wichtig uns nachhaltige Beschaf-

fung ist. Dies muss man auch den Be-

schaffungsverantwortlichen immer wie-

der in Erinnerung rufen. Die öffentliche 

Hand hat diesbezüglich eine wichtige 

Vorbildfunktion. 

Wie wichtig ist Ökologie 
beim Einkauf heute noch?
Der Stellenwert ist hoch und wird – an-

ders als in früheren Jahren – kaum 

noch in Frage gestellt. Das Thema ist 

bis hoch in die Regierung ein wichtiges 

Anliegen.

Doch gerade kleine  
Gemeinden können die 
aufwendigen Abklärungen 
häufig nicht leisten.
Ihnen bietet der Kanton an, Verbrauchs-

material über die Kdmz und Mobiliar zu 

den Konditionen des kantonalen Im-

mobilienamts zu beziehen. Das bietet 

Gewähr, dass die ökologischen Kriteri-

en erfüllt werden. Und die Besteller 

profitieren von günstigen Konditionen.

Aber ist umweltverträgliche 
Beschaffung generell auch 
teurer?
Keinesfalls. Recyclingpapier ist ein gu-

tes Beispiel dafür, dass mehr Ökologie 

nicht mehr kosten muss. Ein anderes 

Beispiel ist das erste Minergie-P-Eco-

Verwaltungsgebäude an der Stampfen-

bachstrasse (vgl. ZUP 75). Zwar koste-

te es in der Erstellung mehr, dank 

tieferer Betriebskosten ist es aber 

langfristig günstiger als ein konventio-

nelles Bauwerk. Wirtschaftlich attraktiv 

und klimafreundlich sind auch bei-

spielsweise Gasfahrzeuge. Und dass 

Energiesparlampen langfristig Kosten 

sparen, bestreitet heute niemand mehr.

Dr. Beat Hofer, Leiter ökologische  
Beschaffung und Betriebsökologie 
Telefon 043 259 30 63 
beat.hofer@bd.zh.ch

Umweltverträglicher Umgang  
mit Papier
– Sorgen Sie dafür, dass im Drucker 

und Fotokopierer standardmässig 

Recyclingpapier eingelegt ist. Neufa-

serpapier soll nur für Spezialanwen-

dungen benutzt werden.

– Sammeln Sie einseitig bedruckte 

A4-Blätter und verwenden Sie sie als 

Makulatur (Datenschutz beachten).

– Fördern Sie doppelseitiges Aus-

drucken; gewisse Berichte können 

problemlos verkleinert werden: Zwei 

Seiten aus dem Original finden auf 

einer Seite Platz.

– Bestehen Sie bei Drucksachen auf 

Recyclingpapier und vergeben Sie 

Druckaufträge an Firmen, die in Sa-

chen Ökologie Überdurchschnitt-

liches leisten. Eine entsprechende 

Liste finden Sie unter 

 www.papier.info.

– Kalkulieren Sie die Auflage von 

Drucksachen knapp.

– Publikationen wie Jahresberichte 

können nur noch in kleiner Auflage 

gedruckt und daneben elektronisch 

angeboten werden.

– Überprüfen Sie die abonnierten Zeit-

schriften und adressierte Werbung: 

Lassen Sie Ihre Adresse aus unnö-

tigen oder unerwünschten Verteilern 

streichen; lassen Sie Zeitschriften 

zirkulieren.

– Minimieren Sie den Verpackungsab-

fall, verwenden Sie Versandmaterial 

mehrmals und nutzen Sie das Ange-

bot Dispobox der Post.

– Mit einer entsprechenden Infrastruk-

tur an jedem Arbeitsplatz stellen Sie 

sicher, dass Altpapier vom Kehricht 

getrennt erfasst wird und ins Recyc-

ling geht.

Der FUPS-Ratgeber enthält weitere In-

formationen. Er ist auf handelsüblichen 

Recyclingpapiersorten gedruckt und 

erleichtert damit gleich auch die Pa-

pierwahl bei allfälligen Druckaufträgen. 

Einzelexemplare können mit einem 

frankierten Rückantwortcouvert kos-

tenlos bei der FUPS-Geschäftsstelle 

angefordert werden.

INTERVIEW

Die Verwertung von Altpapier schliesst 
Stoffkreisläufe und hilft, die weltweit 

bedrohten Urwälder zu schonen. 
Quelle: Utzenstorf Papier/ZPK
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Asiatische Staudenknöteriche und Es-

sigbäume sind invasive Neophyten, 

d. h. schädliche gebietsfremde Pflan-

zen. Der Asiatische Staudenknöterich 

zum Beispiel beschädigt mit seinen 

Rhizomen Bauwerke. Grosse Bestände 

können zu einer Destabilisierung der 

Uferläufe führen. Der Essigbaum ver-

drängt durch seine unkontrollierte Aus-

breitung einheimische Arten.

Asiatische Staudenknöteriche und Es-

sigbaum werden zu einem wesentli-

chen Teil durch die Verschiebung von 

rhizom- bzw. wurzelhaltigem Aushub 

weiterverbreitet. Wird solcher Aushub 

an neue Stand orte ausgebracht, kön-

nen die Rhizome bzw. unterirdischen 

Ausläufer austreiben und so unzählige 

neue Bestände bilden. Aushub, der 

fortpflanzungsfähiges Pflanzenmaterial  

besonders schädlicher Neophyten ent-

hält, gilt daher als biologisch belastet, 

und es müssen strenge Auflagen ein-

gehalten werden, damit es nicht zur 

Bildung neuer Bestände kommt (Art. 15 

Abs. 3 FrSV 1). 

Spezielles Bauverfahren 
Im Kanton Zürich wurde der Anhang 

der BVV 2 mit Ziffer 1.7.2 in einem Peri- 

meter in dem Belastungen mit Neo-

phyten bekannt sind (insbesondere 

Asiatische Staudenknöteriche und Es-

sigbaum) ergänzt (in Kraft seit 1. Janu-

ar 2012). 

Analog zu Bauvorhaben auf KbS-

Standorten 3 (Kataster der belasteten 

Standorte) gilt das Verfahren der Priva-

ten Kontrolle: Dies hat zur Folge, dass 

bei Bauvorhaben auf Grundstücken mit 

Asiatischem Staudenköterich oder Es-

sigbaum ein befugter Altlasten berater 

(privater Kontrolleur) beigezogen wer-

den muss. Den Baugesuchunterla-

gen ist das Zusatzformular «Belastete 

Standorte und Altlasten (inkl mit Neo-

biota belastete Standorte)» beizulegen 

und der örtlichen Baubehörde zuzu-

stellen.

Aufgaben der Gemeinden
Die Gemeinden bilden die Schaltstelle 

zwischen Bauherrschaft und kantonaler 

Behörde. Zu ihren Aufgaben gehören:

– Information und Sensibilisierung des 

Bau herrn

– Abklärung im Neophyten-WebGIS 

oder vor Ort, ob Asiatische Stau-

denknöteriche oder Essigbäume auf 

dem Grundstück vorkommen 

– Bei Bedarf Nachforderung sowie 

Vor prüfung des Zu satz formulars

– Weiterleiten der Baugesuchunterla-

gen und des Zusatzformulars an die 

kantonale Leitstelle für Baubewilli-

gungen

Entsorgung des Aushubs  
und des Grünguts
a) Biologisch belasteter Aushub kann 

vor Ort in der Baugrube (genügen-

de Überdeckung) verwertet werden, 

in einer Inertstoffdeponie oder in  

Bauen auf 
Standorten 
mit Japan-
knöterich und 
Essigbaum
Soll auf Standorten mit Es-
sigbaum oder asiatischem 
Staudenknöterich gebaut 
werden, müssen, analog 
zu Bauvorhaben auf KbS-
Standorten, strenge Aufla-
gen eingehalten werden, 
um das Verschleppen von 
Wurzeln und Rhizomen zu 
verhindern.
 
Kathrin Fischer 
Sektion Biosicherheit
AWEL, Amt für 
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Walcheplatz 2
8090 Zürich
Telefon 043 259 39 15
neobiota@bd.zh.ch
www.neobiota.zh.ch

Christoph Schneller
Sektion Altlasten
AWEL, Amt für 
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Weinbergstrasse 
8090 Zürich
Telefon 043 259 39 57
christoph.schneller@bd.zh.ch
www.altlasten.zh.ch

Strenge Auflagen regeln das Bauen auf Standorten mit Essigbaum (links) 
oder Japanknöterich (rechts), damit es nicht zur Bildung neuer Bestände kommt.

Quelle: AWEL

1  Freisetzungsverordnung (FrSV), vom  
10. September 2008: Aushub, der mit 
invasiven gebietsfremden Organismen nach 
Anhang 2 belastet ist, muss am Entnahme-
ort verwertet oder so entsorgt werden, dass 
eine Weiterverbreitung dieser Organismen 
ausgeschlossen ist. 2

2 Bauverfahrensverordnung (BVV), vom  
3. Dezember 1997

3 Kataster der belasteten Standorte (KbS): 
Standorte, die weder untersuchungs-, über-
wachungs- noch sanierungsbedürftig sind



www.umweltschutz.zh.ch/zup

Biosicherheit 34
ZUP Nr. 77 Juli 2014

einer für diesen Zweck vom Fach-

verband der Schweizerischen Kies- 

und Betonindustrie (FSKB) zugelas-

senen Kiesgrube entsorgt werden. 

Das Material muss immer einer Ein-

gangskontrolle unterliegen und der 

Ablageort schriftlich festgehalten 

werden. Beim Asiatischen Stau-

denknöterich und beim Essigbaum 

muss das deponierte Material min-

destens fünf Meter überdeckt wer-

den. Für kleine Mengen empfiehlt 

sich auch die Entsorgung in einer 

Bodenwaschanlage.

b) Grüngut muss in einer Kehricht-

verbrennungsanlage oder in einer 

geeigneten Kompostierungsanlage 

[Boxen kompostierung, Feststoffver-

gärungsanlage (= Biogasanlage bei 

55 °C) oder Flüssigvergärungsanlage 

mit Hygienisierungsschritt (= Biogas-

anlage bei 70 °C)] entsorgt werden. 

Nachkontrollen bzw. Löschen 
aus dem Neophyten-WebGIS
Falls der Bestand vollständig ausge-

hoben wurde, empfiehlt es sich, Nach-

kontrollen durchzuführen und allfällige 

Austriebe zu bekämpfen. Ein Bestand 

kann erst aus dem Neophyten WebGIS 

gelöscht werden, wenn nachgewiesen 

werden kann, dass in der nächsten Ve-

getationsperiode kein Bestand nach-

gewachsen ist.

Aushub gilt so lange als biologisch be-

lastet, als fortpflanzungsfähiges Pflan-

zenmaterial vorkommt. Als «Belas-

tungsrichtwert» gilt für den Asiatischen 

Staudenknöterich eine Tiefe von drei 

Metern und ein Radius um den ober-

irdisch sichtbaren Bestand von drei 

Metern. Beim Essigbaum sind dies 

ein Meter Tiefe und zehn Meter Radi-

us. Die tatsächliche Belastung lässt 

sich jedoch erst vor Ort bestimmen. 

Gemäss der Freisetzungsverordnung 

ist kein Mehraushub vorgeschrieben, 

falls sich der Bestand über den geplan-

ten Aushubperimeter hinaus erstreckt. 

Der Bauherrschaft sollte aber mitgeteilt 

werden, dass wenn auch nur ein klei-

ner Teil des Bestandes übrigbleibt, die-

ser im Lauf der Jahre wächst und sich 

weiter ausbreitet. 

Aufgaben Altlastenberater
Die Sektion Altlasten des AWEL stellt 

die Ausbildung, die Betreuung und 

die Kontrolle der Privaten Kontrolleure 

sicher. Diese begleiten die Bautätig-

keiten und sorgen für den korrekten 

Umgang mit dem biologisch belaste-

ten Material. Dazu gehören folgende 

Aspekte:

– Vorbereitung und Planung: Quantifi-

zierung von Fläche und Menge des 

anfallenden belasteten Aushubs, Or-

ganisation der Abnahmegarantien, 

Erstellung des Entsorgungskonzepts, 

Markierung des Aus hubperimeters

– Bauphase: Information der Bauarbei-

ter, Festlegung von Tiefe und Radi-

us des Aushubs (siehe oben), Vor-

behandlung des Aushubs, korrekter 

Auflad und Transport (Lieferscheine)

– Abschluss: Erfassung der Güter-

flussdaten, Ausfüllen des Formulars 

«Schlussbericht», Meldung an die 

Sek tion Altlasten (AWEL).

Neophyten WebGIS
Ein Teil der Bestände des Asiatischen 

Staudenknöterich und des Essigbaums 

sind im NeophytenWeb GIS eingetra-

gen. Die Bestände werden in erster 

Linie von den Unterhaltsdiensten der 

Gemeinden und des Kantons eingetra-

gen. Es besteht jedoch keine Gewähr 

für die Richtigkeit der Angaben. Zudem 

sind, da es keine Meldepflicht gibt, die 

Bestände nicht vollständig erhoben.

Weitere biologische 
Belastungen
Artikel 15 Absatz 3 der Freisetzungs-

verordnung gilt auch für die folgenden 

invasiven Pflanzen: Ambrosia, Drüsiges 

Springkraut, Amerikanische Goldruten, 

Riesenbärenklau und Schmalblättriges 

Greiskraut. Analog verhält es sich mit 

dem Erdmandelgras (Knöllchenzypern-

gras). Bei Belastungen mit Ambrosia 

oder dem Erdmandelgras empfiehlt es 

sich, den Strickhof beizuziehen.

Informationen und 
Merkblätter 
– Zusatzformular «Belastete Stand-

orte und Altlasten (inkl mit Neo-

biota belastete Standorte)»:   

www.baugesuche.zh.ch  Bauver-

fahrensverordnung & Formulare  

Formulare & Merkblätter  AWEL

– «Umgang mit biologischen Belas-

tungen in Bauverfahren (Merkblatt 

für Externe Befugte)» und «Anleitung 

zur Entsorgung von biologisch be-

lastetem Aushub (Anleitung für Ex-

terne Befugte)»: 

 www.neobiota.zh.ch  Auflagen und 

Empfehlungen (inkl. Bauen)  Bauen 

auf Grundstücken mit Asiatischen 

Knötericharten oder Essigbaum 

– Liste Altlastenberater: 

 www.altlasten.zh.ch:  Bauen und 

Entsorgen  Private Kontrolle

– FSKB zugelassene Kiesgruben: 

www.fskb.ch:  Natur und Umwelt 

 Dienstleistungen für Mitglieder

– Neo phyten-WebGIS: 

 www.gis.zh.ch  GIS-Browser 

alter GIS-Browser  Spezialkarten  

 oder direkter link: www.gis.zh.ch/gb/

gbneophyten.asp.

– www.strickhof  Fachwissen  

Pflanzenschutz  Problempflanzen

Knöterich- bzw.
Essigbaumstandort

Aushubperimeter

Tiefe:
– Knöterich: 3 m
– Essigbaum: 1 m

Breite (Radius um
sichtbaren Bestand)
– Knöterich: + 3 m
– Essigbaum: + 10 m

Als biologisch belasteter 
Aushub zu entsorgen nach 
Freisetzungsverordnung

Bei den Angaben zu Tiefe und Radius um den Bestand handelt 
es sich um Richtwerte. Der Aushub gilt so lange als biologisch belastet, 

als fortpflanzungsfähiges Pflanzenmaterial vorkommt.
Quelle: AWEL

Tiefe und Breite des belasteten Aushubs
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Das Schmalblättrige Greiskraut (Kreuz-

kraut, Se ne cio inaequidens) ist eine 

invasive gebietsfremde Pflanze. Sie 

stammt aus Südafrika und wurde von 

dort unbeabsichtigt durch den Han-

del mit Schafswolle eingeschleppt. 

Das Schmalblättrige Greiskraut ent-

hält Lebergifte, die die Gesundheit von 

Mensch und Tier (Kühe, Pferde, Scha-

fe) gefährden können. Es wurden auch 

schon Rückstände des Lebergiftes 

im Honig gefunden. Im Kanton Zürich 

breitet sich das Schmalblättrige Greis-

kraut zurzeit schnell und aggressiv 

von den Hauptverkehrsträgern in die 

Landschaft hinaus aus. Um eine gross-

flächige Ausbreitung dieser Pflanze zu 

verhindern, müssen ab jetzt sämtliche 

Bestände auf allen öffentlichen und pri-

vaten Grundstücken konsequent be-

kämpft werden.

Massnahmen des Kantons
Die kantonale Arbeitsgruppe «Schmal-

blättriges Greiskraut», welcher Vertre-

ter des AWEL, des ALN, des TBA sowie 

des ASTRA und der SBB angehören, 

hat den Biologen Urs Landergott für 

die Gesamtkoordination eingesetzt. 

Ende April 2014 wurden die Unterhalts-

dienste des Bundes, des Kantons und 

der betroffenen Gemeinden (siehe Kar-

te) im Kanton Zürich aufgefordert, das 

Schmalblättrige Greiskraut auf öffent-

lichen und privaten Flächen in ihrem 

Zuständigkeitsbereich konsequent zu 

bekämpfen (Details zur Bekämpfung 

siehe Kasten Seite 36).

Die farbig hervorgehobenen Gemeinden sind bisher vom Schmalblättrigen Greiskraut 
(Senecio inaequidens) betroffen und müssen ihre Grundeigentümer beauftragen, 

es zu bekämpfen.
Quelle: AWEL

Schmal-
blättriges 
Greiskraut: 
Bekämp-
fungspflicht
Lebergifte im einge-
schleppten, schmalblättri-
gen Greiskraut können die 
Gesundheit von Mensch 
und Tier gefährden. Es muss 
darum von sämtlichen 
Grundeigentümern konse-
quent bekämpft werden.
 
Kathrin Fischer 
Sektion Biosicherheit
AWEL, Amt für 
Abfall, Wasser, Energie und Luft
8090 Zürich
Telefon 043 259 32 60
neobiota@bd.zh.ch
www.neobiota.zh.ch

Urs Landergott
FORNAT AG
Forschung für Naturschutz 
und Naturnutzung
8006 Zürich
Telefon 043 244 99 60 
urs.landergott@fornat.ch

Übersicht betroffene Gemeinden: Schmalblättriges  
Greiskraut
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Bekämpfungspflicht  
für Grundeigentümer 
Die rechtliche Grundlage für die Be-

kämpfungsanordnung auf öffentlichen 

und privaten Grundstücken findet sich 

in Art. 52 Abs. 1 der Freisetzungsver-

ordnung (SR 814 911). Danach ordnet 

der Kanton die erforderlichen Mass-

nahmen zur Bekämpfung an, sofern 

gefährliche Organismen in der Um-

welt auftreten, die Menschen, Tiere 

oder die Umwelt schädigen oder die 

biologische Vielfalt oder deren nach-

haltige Nutzung beeinträchtigen kön-

nen. Gemäss Art. 59 des Umwelt-

schutzgesetzes (SR 814.01) sind für 

die Umsetzung und Finanzierung der 

Bekämpfung die Grundeigentümer zu-

ständig. Diese können die Kosten al-

lenfalls einem Verursacher überbinden, 

wenn aufgezeigt werden kann, wer für 

die Verbreitung der Pflanze verantwort-

lich war (Art. 2 Umweltschutzgesetz). 

Grundeigentümer sollen Bestände der 

Gemeinde (Greiskraut-Verantwortliche) 

melden.

Rolle der Gemeinden
Die Gemeinden wurden eingeladen, 

betroffene private Grundeigentümerin-

nen und Grundeigentümer aufzufor-

dern, das Schmalblättrige Greiskraut 

auf ihren Grundstücken zu entfernen. 

Von jeder Gemeinde wurde eine Per-

son bestimmt, die für das Schmalblätt-

rige Greiskraut zuständig ist (Greis-

kraut-Verantwortliche; siehe Zusatztext 

links). 

Unterstützung für die Gemeinden
Mit spezifischen Ausbildungsveranstal-

tungen und Beratungen vor Ort werden 

die betroffenen Gemeinden regions-

weise beim Aufbau des Monitorings 

und bei der Bekämpfung des Schmal-

blättrigen Greiskrauts unterstützt. Zu-

dem werden alle Zürcher Gemeinden 

anlässlich der bezirksweise durchge-

führten Neobiota-Schulungen im Juli 

und August im Erkennen und Bekämp-

fen des Schmalblättrigen Greiskrauts 

geschult. 

Kritische Gebiete
Das Greiskraut besiedelt vorzugsweise 

offene Stellen und Ruderalfächen wie 

z. B. Strassenränder und -böschungen, 

Bahnareale, unversiegelte Parkpklät-

ze und Industrieareale, Gruben und 

Deponien, «verlassene» Areale, aber 

auch Flachdächer. Besondere Auf-

merksamkeit ist insbesondere an solch 

kritischen Standorten in der Nähe von 

schon bekannten Beständen ange-

bracht.

Hilfsmittel Neophyten WebGIS
Eine gute Übersicht über die vorhan-

denen Bestände des Schmalblättrigen 

Greiskrauts und über die getroffenen 

Bekämpfungsmassnahmen ist von zen- 

traler Bedeutung für die Einsatzpla-

nung. Das Neophyten WebGIS steht 

dafür zur Verfügung (Ansicht öffentlich, 

zum Eintragen ist ein Passwort nötig). 

Es ist bei dieser schnellen invasiven Art 

besonders wichtig, dass die Bestände 

und die getroffenen Massnahmen im 

Neophyten-WebGIS eingetragen wer-

den.

www.gis.zh.ch  GIS-Browser  alter 

GIS-Browser  Spezialkarten

Das harmlos aussehende Schmalblättrige Greiskraut enthält Lebergifte  
und muss von allen Grundeigentümern konsequent bekämpft werden.

Quelle: Urs Landergott

Erkennen des 
Schmalblättrigen 
Greiskrauts
Bestände blühen normalerweise durch-

gehend von Juni bis November (2014 

bereits ab Mai). Die Pflanze ist 40 bis 

100 Zentimeter hoch, am Grund oft 

stark verzweigt und holzig, mehrjährig.

Die Blütenköpfchen sind gelb, mit 10 

bis 15 Strahlen, im Durchmesser 1.5 

bis 2.5 Zentimeter, die Blütenknospen 

nickend. Die Blätter sind schmal und 

ungeteilt, 6 bis 7 Zentimeter lang, 2 bis 

3 Millimeter breit, oft mit bläulichem 

Schimmer.

Ein Merkblatt mit Details ist erhältlich unter: 
www.neobiota.zh.ch  Formulare & Merkblät-
ter  Neobiota

Bekämpfung des 
Schmalblättrigen 
Greiskrauts
– Ausreissen vor der Samenbildung ist 

die beste Bekämpfung (Juni bis Ok-

tober)

– Achtung: Fast immer werden Pflanzen 

übersehen, die kurz danach blühen

– Bei Versamung zwischen den Einsät-

zen beginnt alles wieder von vorne!

– Empfehlung: Ausreissen und an-

schliessend Mähen (Wiederaufwuchs 

blüht erst nach 6 bis 8 Wochen)

– Einmal ist keinmal: Wiederholen, 

sobald wieder Pflanzen aufblühen 

(anfänglich mindestens drei Einsätze 

pro Jahr einplanen)

Aufgaben der Greis-
kraut-Verantwortli-
chen der Gemeinden 
– Organisation der Bekämpfung auf 

Gemeindegrundstücken

– Bekämpfungsaufforderung an Priva-

te mit Greiskraut-Beständen auf ih-

rem Grundstück

– Anfragen aus der Bevölkerung be-

antworten

– Überwachung: Früherkennung von 

neuen Beständen, Absuchen kriti-

scher Gebiete 

– Erfassung von Beständen und Be-

kämpfungseinsätzen im Neophyten 

WebGIS

– Die Liste mit Greiskraut-Verantwort-

lichen ist zu finden unter www.neo-

biota.zh.ch  Gemeinden
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«Statistisches Jahrbuch  
des Kantons Zürich 2014»
Seit 1990 veröffentlicht das Statisti-

sche Amt ein Jahrbuch, das aktuelle Da-

ten zum Kanton, seinen Gemeinden und 

zum Wirtschaftsraum Zürich vereint. Es 

erfüllt damit eine bedeutende Aufgabe 

der öffentlichen Statistik, Entwicklun-

gen und Trends frühzeitig erkennbar zu 

machen und Entscheidungsgrundlagen 

für Planungs-, Gestaltungs- und Verwal-

tungszwecke anzubieten. Schwerpunkt 

der vorliegenden 24. Ausgabe sind die 

Zürcher Ergebnisse der Privathaushalts-

erhebung.

332 Seiten, Fr. 30.–. Statistisches Amt 
des Kantons Zürich, Zürich
bestellung@statistik.ji.zh.ch
Jahrbuch im PDF-Format: 
www.statistik.zh.ch/jahrbuch
Jahrbuch-Tabellen: www.statistik.zh.ch/jb

Kanton Zürich
Statistisches Amt

Statistisches Jahrbuch 
des Kantons Zürich 2014

Broschüre mit Kurzanalysen zum 
Kanton Zürich
Wie viele Zürcher Haushalte kommen oh-

ne Auto aus? Wie hat sich die Internet-

nutzung entwickelt? Wie viele Zürche-

rinnen und Zürcher sind konfessionslos? 

Antworten auf diese und viel mehr Fra-

gen gibt die Broschüre «Kanton Zürich 

in Zahlen», welche das Statistische Amt 

des Kantons Zürich und die Zürcher Kan-

tonalbank gemeinsam herausgeben. Die 

Broschüre richtet sich an ein breites Pu-

blikum und präsentiert eine Reihe von 

Kurzanalysen zum Kanton Zürich.

Kostenlos erhältlich in allen Filialen der 
Zürcher Kantonalbank oder beim Sta-
tistischen Amt des Kantons Zürich, 
bestellung@statistik.ji.zh.ch. 
Online verfügbar unter www.zkb.ch 
oder unter www.statistik.zh.ch/zhiz

Lärmbelastung durch  
Strassenverkehr in der Schweiz  
2009 hat das Bundesamt für Umwelt  

BAFU erstmals flächendeckende Aussa-

gen zum Ausmass der Lärmbelastung in 

der Schweiz publiziert. Mit der vorliegen-

den Publikation werden die damaligen 

Aussagen zum Strassenverkehrslärm ak-

tualisiert. Die neue Strassenverkehrslärm-

berechnung zeigt, dass am Tag jede fünf-

te und in der Nacht jede sechste Person 

von schädlichem oder lästigem Strassen-

verkehrslärm betroffen ist.

Bundesamt für Umwelt BAFU, 2014, 
32 Seiten, Reihe Umwelt-Zustand, 
Bestellnr. UZ-1406-D. Keine gedruck-
te Fassung vorhanden. Download: 
www.bafu.admin.ch/UZ-1406-d

> Lärm> Umwelt-Zustand

> Lärmbelastung durch  
Strassenverkehr in der Schweiz

Zweite nationale Lärmberechnung, Stand 2012

2014

Ressourcenpolitik Holz: Strategie, 
Ziele und Aktionsplan Holz
Mit der Ressourcenpolitik Holz soll eine  

konsequente, aber nachhaltige Holz-

nutzung aus einheimischen Wäldern und  

eine ressourceneffiziente Verwertung des 

Rohstoffs unterstützt werden. Zur ziel-

gerichteten Umsetzung der Ressourcen-

politik Holz dient ein Aktionsplan Holz. 

Bei der Umsetzung steht der ökologisch 

und ökonomisch sinnvolle Einsatz des 

Holzes im Vordergrund.

Bundesamt für Umwelt BAFU, 2014, 
30 Seiten, Reihe Umwelt-Diverses, Be-
stellnr. UD-1001-D. Keine gedruckte 
Fassung vorhanden. Download: 
www.bafu.admin.ch/UD-1001-d

Eidgenössisches Departement für
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 
Bundesamt für Umwelt BAFU
Bundesamt für Energie BFE

Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO

Ressourcenpolitik Holz
Strategie, Ziele und Aktionsplan Holz 

Herausgegeben vom Bundesamt für Umwelt (BAFU), vom Bundesamt für Energie (BFE) 
und vom Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 

In Zusammenarbeit mit den relevanten Partnern

Fassung vom Februar 2014

Vollzugshilfe Rodungen  
und Rodungsersatz
Gemäss Waldgesetz vom 4. Oktober 

1991 (WaG; SR 921.0) sind Rodungen 

verboten. Ausnahmebewilligungen dür-

fen erteilt werden, wenn die Gesuchstel-

ler nachweisen, dass für die Rodungen 

wichtige Gründe bestehen, die das In-

teresse an der Walderhaltung überwie-

gen und weitere Voraussetzungen er-

füllt sind. Gemäss Artikel 5 Absatz 3 der 

Waldverordnung vom 30. November 

1992 (WaV; SR 921.01) erlässt das BAFU 

Richtlinien über den Inhalt des Rodungs-

gesuches. Die vorliegende Vollzugshilfe 

inklusive Rodungsformular gilt als Richt-

linie in diesem Sinne.

Bundesamt für Umwelt BAFU, 2014, 
38 Seiten, Reihe Umwelt-Vollzug, Be-
stellnr. UV-1407-D. Keine gedruckte 
Fassung vorhanden. Download: www.
bafu.admin.ch/UV-1407-d

> Wald und Holz> Umwelt Vollzug2014

> Vollzugshilfe Rodungen  
und Rodungsersatz

Voraussetzungen zur Zweckentfremdung von Waldareal  
und Regelung des Ersatzes

Biodiversitätsmonitoring Schweiz 
Seit 2001 überwacht die Schweiz ih-

re biologische Vielfalt mit dem Biodiver-

sitätsmonitoring Schweiz BDM. Vorlie-

gende Publikation fasst das Konzept des  

BAFU-Programms auf leicht verständli-

che und umfassende Weise zusammen. 

Der Bericht enthält keine Daten, sondern 

erläutert eingehend die Methodik der Da-

tenerhebung. Beleuchtet werden zudem 

die Organisation und Kommunikation 

des Programms. Im Anhang findet sich 

überdies eine komplette Beschreibung 

aller Indikatoren des BDM. 

Download: 
www.bafu.admin.ch/UW-1410-D 
Bundesamt für Umwelt BAFU

> Biodiversitätsmonitoring 
Schweiz BDM 

Beschreibung der Methoden und Indikatoren

> Artenmanagement> Umwelt-Wissen2014
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Feinstaub: EKL empfiehlt zusätz-
lichen Grenzwert zum Schutz der 
Gesundheit 
Die Eidgenössische Kommission für 

Lufthygiene (EKL) hat die neuesten For-

schungsergebnisse zu den Auswirkun-

gen der Feinstaubbelastung auf die 

Gesundheit der Bevölkerung zusam-

mengefasst und bewertet. Sie empfiehlt, 

einen zusätzlichen Immissionsgrenz-

wert für die kleineren Feinstaubparti-

kel, PM2.5, in der Luftreinhalte-Verord-

nung (LRV) zu verankern. Die neuesten 

europäischen Resultate der Gesund-

heitsforschung, darunter die renommier-

te Schweizer SAPALDIA-Studie, zeigen, 

dass die Luftverschmutzung auch auf 

heutigem Niveau Krankheiten und To-

desfälle verursacht.

Eidgenössische Kommission 
für Lufthygiene

Erste Versteigerung von  
Emissionsrechten abgeschlossen
Unternehmen, die im Schweizer Emis-

sionshandel eingebunden sind, konn-

ten zwischen dem 14. und 21. Mai 2014 

erstmals an einer Auktion teilnehmen 

und zusätzliche Emissionsrechte erwer-

ben. Der Zuschlagspreis für die insge-

samt 150 000 Emissionsrechte lag bei et-

was über 40 Franken. Grundsätzlich soll 

der hohe Preis ein Anreiz sein für die Un-

ternehmen, lieber in Massnahmen zur 

Reduktion des CO2-Ausstosses zu in-

vestieren, statt in den Kauf von Emis-

sionsrechten.

Abteilung Klima, BAFU

Abnahme der Ozonbelastung  
an Hitzetagen 
Die Verbesserung der Luftqualität macht 

sich auch durch tiefere Ozonspitzenwer-

te bemerkbar. Die Halbierung des Aus-

stosses der Ozon-Vorläufersubstanzen 

Stickoxide und flüchtige Kohlenwasser-

stoffe seit Einführung der Luftreinhal-

te-Verordnung (LRV) im Jahre 1985 und 

deren konsequenter Umsetzung im Voll-

zug führte vielerorts zu einer Abnahme 

der Ozonbelastung. Dies ist eines der 

im neusten Jahresbericht von OSTLUFT 

vorgestellten Projektergebnisse. 

www.ostluft.ch 

Überarbeitete Konzepte Wolf und 
Luchs in Konsultation
Das Bundesamt für Umwelt BAFU hat 

aufgrund eines Auftrags des Parlaments 

sowie der Erfahrungen der letzten Jahre 

die Konzepte Wolf und Luchs überarbei-

tet. Neu wird die Möglichkeit geschaffen, 

bei gesichertem Bestand die Populatio-

nen zu regulieren. Im Wolfskonzept wer-

den zudem unter bestimmten Bedingun-

gen Einzeltierabschüsse erleichtert. Das 

BAFU hat am 3. Juni 2014 die Konsul- 

ta tion zu den beiden überarbeiteten  

Konzepten eröffnet. Sie dauert bis am  

5. September 2014. 

Sektion Wildtiere & Waldbiodiversität 
BAFU

Bienengesundheit stärken –  
Aktionsplan Pflanzenschutzmittel
Der Bundesrat will die Gesundheit der 

Bienen sowie die Anstrengungen im Be-

reich Pflanzenschutzmittel stärken. Er 

hat sich für einen Aktionsplan ausge-

sprochen, um Risiken von Pflanzen-

schutzmitteln zu reduzieren und deren 

nachhaltige Anwendung zu fördern. Zum 

Schutz der Bienen schlägt der Bundesrat 

mehrere Massnahmen vor, darunter ein 

erhöhtes Nahrungsangebot für die Bie-

nen im Sommer. Der Bundesrat hat das 

Departement für Wirtschaft, Bildung und 

Forschung (WBF) beauftragt, in Zusam-

menarbeit mit dem UVEK und dem EDI 

bis Ende 2016 einen solchen Aktionsplan 

vorzulegen.

Bundesamt für Landwirtschaft BLW

Kyoto-Protokoll: Die Schweiz hat 
ihre Verpflichtungen 2008–2012 
erfüllt 
Die Schweiz hat das im Kyoto-Protokoll 

festgelegte Ziel für den Zeitraum 2008–

2012 erfüllt, und zwar mehrheitlich dank 

Reduktionsmassnahmen im Inland. Auch 

im Ausland erworbene Emissionsreduk-

tionszertifikate sowie die CO2-Senken-

leistung der Schweizer Wälder wurden 

mitberücksichtigt. Das Reduktionsziel 

für 2013–2020 ist jedoch wesentlich hö-

her gesteckt und nur mit gemeinsamen 

Anstrengungen aller betroffenen Sekto-

ren erreichbar. 

Bundesamt für Umwelt BAFU

Gräser, unser grünes Gold
Die Zürcher Hochschule für Angewand-

te Wissenschaften bietet in Wädenswil 

Führungen durch das Gräserland an (ab 

Sek I). Dabei werden auch folgende Fra-

gen angegangen: Wie viel Land braucht 

man, um ein Kilogramm Fleisch zu pro-

duzieren? Und wie viel, um mit dem Auto 

45 000 Kilometer weit zu fahren? Agro-

treibstoffe, Foodwaste, nachhaltige Er-

nährung – ausgehend von sieben Grä-

sern, die bis heute unser Leben prägen, 

werden diese abstrakten Themen mit 

überraschenden Darstellungen sicht- 

und erlebbar gemacht. 

graeserland.iunr@zhaw.ch

Schwämme aus Nanozellulose 
gegen die Ölpest
Ein neues, saugfähiges Material aus der 

Empa-Holzforschung könnte bei zukünf-

tigen Ölkatastrophen helfen: chemisch 

modifizierte Nanozellulose-Schwämme.  

Der leichte Stoff saugt die Öllache auf, 

bleibt schwimmend auf dem Wasser  

liegen und kann dann eingesammelt 

werden. Das Saugmaterial kann um-

weltfreundlich aus Altpapier, Stroh oder 

landwirtschaftlichen Abfällen gewonnen  

werden. 

www.empa.ch

Mehr Güter auf der Schiene 
transportiert 
Im vergangenen Jahr transportierten die 

Bahnunternehmen wieder mehr Güter 

durch die Schweizer Alpen. Der Markt-

anteil der Schiene stieg auf gut 66 Pro-

zent. Demgegenüber ging die Anzahl 

Lastwagenfahrten durch die Alpen im 

Jahr 2013 auf rund 1.14 Millionen zu-

rück: Das entspricht etwa dem Niveau 

der Jahre 1996/97. 

Bundesamt für Verkehr

Wald macht Schule
Den Wald riechen, fühlen, hören und da-

bei viel über die Natur lernen. Die Freude 

am Rausgehen und Entdecken steht bei 

JUWEL über allem! Das Projekt des kan-

tonalen Forstdienstes stellt Lehrperso-

nen von der Unter- bis zur Oberstufe eine 

Auswahl an attraktiven Unterrichtsideen 

zu zehn Themen wie «Baum leben» oder 

«Nutzung und Pflege» zur Verfügung. Der 

Unterricht im Wald ist damit schon (fast) 

pfannenfertig. Und das Sahnehäubchen: 

Zum Schluss werden die Kinder und Ju-

gendlichen selbst zu Lehrenden und ge-

ben Gelerntes und Erlebtes an einem An-

lass ihren Eltern weiter.

www.zueriwald.ch/wald-macht-schule/
juwel/

Fliegen wie ein Vogel im Bird-
Life-Naturzentrum Neeracherried
Zum 15-Jahr-Jubiläum läuft im BirdLife-

Naturzentrum Neeracherried die grosse 

Sonderausstellung «Fliegen wie die Vö-

gel». Im weltweit einmaligen Vogelflug-

simulator kann man wie ein Vogel selber 

fliegen. Was es alles braucht, um abhe-

ben zu können, wird an interaktiven Sta-

tionen anschaulich dargestellt. Der Film 

«Faszination Vogelflug» mit seinen atem-

beraubenden Slowmotion-Aufnahmen 

und natürlich die «Live-Beobachtung» 

in den beiden Beobachtungshütten run-

den den Besuch ab. Für Schulklassen al-

ler Altersstufen gibt es (ausser montags) 

täglich Workshops und Führungen. 

neeracherried@birdlife.ch, 
www.birdlife.ch/neeracherried
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21. und 28. August 2014 (2-tägig)
Abfallsammelstellen  
professionell betreuen
Rapperswil SG
Im Pusch-Gemeindekurs für Praktiker 
und Praktikerinnen erfahren die Teil-
nehmenden, wie sie Probleme bei der 
Betreuung von Sammelstellen erfolg-
reich lösen und wie sie motivierend 
kommunizieren. Sie frischen ihr Wissen 
zu Recyclingverfahren auf und nehmen 
Einblick in ein Praxisbeispiel.
Info: Stiftung Praktischer Umweltschutz Schweiz 
Pusch, Zürich
Telefon 044 267 44 11
info@umweltschutz.ch, www. umweltschutz.ch

26. August 2014
Kampf und Krampf gegen 
invasive Problempflanzen  
in der Gemeinde
Olten 
Umgang mit invasiven Neophyten. 
Werden sie von den kommunalen Un-
terhaltsdiensten rechtzeitig erkannt 
und wird ihnen mit den richtigen Mass-
nahmen begegnet, so lassen sich grös-
sere Probleme und hohe Folgekosten 
meist vermeiden. Praxiskurs mit Feld-
begehung.
Info: sanu future learning ag, Biel 
Telefon 032 322 14 33
info@sanu.ch, www.sanu.ch

2. September 2014
Zürcher Planungs-  
und Baurecht für Einsteiger
Zürich 
Praxisorientierte Darstellung der wich-
tigsten Instrumente des Zürcher Pla-
nungs- und Baurechts sowie bau-
rechtliche Abläufe aus Sicht der 
kommunalen Baubewilligungsbehör-
den im Kanton Zürich 
Info: Florian Sorg, VZGV Geschäftsstelle 
Telefon 044 388 71 88 
Florian.Sorg@federas.ch, www.vzgv.ch

9. September
Infotag: Wasserversorgung 
und Uferfiltration 
Dübendorf
Das Trinkwasser in der Schweiz stammt 
zu rund 80 Prozent aus Grundwasser. 
Dieses wiederum wird zu zirka 30 Pro-
zent aus Flusswasser gespiesen, wel-
ches durch das Gewässerufer infiltriert. 
Die Prozesse in den Infiltrationszonen 
sind deshalb entscheidend für die Qua-
lität eines bedeutenden Teils des Roh-
wassers in den Wasserversorgungen. 
Durch Spurenstoffe in den Flüssen, Kli-
maveränderungen, Ex trem hochwasser, 
aber auch Revitalisierungen gerät dieses 
System jedoch immer mehr unter Druck. 
Forschende und Vertreter aus der Pra-
xis zeigen am Infotag 2014 anhand von 
Beispielen, wie die Prozesse der Uferfil-
tration beeinflusst werden und wie man 
in der Praxis damit umgehen kann. 
Info: Eawag, Dübendorf
Telefon 058 765 55 11
info@eawag.ch, www.peak.eawag.ch

12. und 13.September 2014 
Clean-Up Day
Ganze Schweiz
Stören Sie sich auch an Littering und 
wollen etwas dagegen unternehmen? 
Am Freitag, 12., und Samstag, 13. Sep-
tember 2014, haben Sie die Gelegenheit 
dazu: Organisieren Sie zusammen mit 
Ihrer Gemeinde, Firma, Schule, Pfadi 
oder Ihrem Verein eine lokale Clean-Up-
Aktion und setzen Sie damit ein starkes 
nachhaltiges Zeichen gegen Littering 
und für eine saubere Schweiz.
www.igsu.ch/de/aktuelles/clean-up-day

17. und 18. September
BUS-Kurs:  
Industrieabwasser
Lenzburg
Betrieblicher Umweltschutz ist ein 
komplexes Aufgabenfeld. Verantwortli-
che in Industrie und Gewerbe, Planer, 
Architekten, Verwaltungsangestellte und 
viele andere Involvierte sind konfron-
tiert mit Fragen zu Umweltrecht, Stand 
der Technik, Normen, Prozessen, Kos-
ten und Gebühren sowie zur Vollzugs-
praxis in der Schweiz. Der Kurs Indus-
trieabwasser vermittelt Grundlagen 
und Praxisbeispiele zur Abwasserbe-
wirtschaftung in Industrie und Gewer-
be. Anhand von Fallbeispielen wird die 
Praxis veranschaulicht.
Info: VSA, Glattbrugg 
Michael Leonhardt, Telefon 043 343 70 73
michael.leonhardt@vsa.ch, www.vsa.ch

18. September 2014
Altlasten intensiv
Zürich
An den «Altlastentagen intensiv», ste-
hen aktuelle Fragen, neueste Entwick-
lungen sowie die «best practice» eines 
ökologisch sinnvollen und kosteneffizi-
enten Vorgehens bei belasteten Stand-
orten und Altlasten im Vordergrund: 
Vollzugsunterschiede im föderalisti-
schen System, Auswirkungen, die Än-
derungen des Umweltschutzgesetzes 
zur Sicherstellung durch die Kantone 
für Immobilienbesitzer, Banken und 
Betroffene, usw.
Info: HEIG-VD Hochschule für Technik und Wirt-
schaft des Kantons Waadt 
Telefon 024 55 77 613
www.management-durable.ch/de/kurs/DR1422 

24. bis 26. September 2014
Zusammenschlüsse  
und Kooperation bei  
der Abwasserentsorgung
Emetten
Der Kurs gibt eine Übersicht über den 
Stand bei Zusammenschlüssen und 
Kooperationen bei der Abwasserent-
sorgung in der Schweiz. Zur Planung 
zukünftiger Vorhaben werden Konzepte 
und Vorgehensweisen der kantonalen 
Behörden und ARA-Betreiber vorgestellt. 
Dazu werden einige wichtige Kriterien 
zur Entscheidungsfindung – im Speziel-
len die Bewertung der Wirtschaftlichkeit 

– detaillierter behandelt. Defizite, Hinder-
nisse und strittige Punkte sollen sichtbar 
gemacht und in Diskussionsrunden ein-
gehend besprochen werden. Das Ziel 
ist die Formulierung von Empfehlungen 
zum konkreten Vorgehen.
Info: VSA, Glattbrugg
Telefon 043 343 70 70
sekretariat@vsa.ch, www.vsa.ch

1. Oktober 2014, 8 bis 12 Uhr
Baustopp
Zürich
Korrektes und situationsgerechtes Er-
lassen und Umsetzen eines Baustopps 
und anderer vorsorglicher Massnah-
men im Baupolizeirecht (Baueinstel-
lung/Baustopp, Vorläufiges Nutzungs-
verbot, Abbruchverbot, Verweigerung 
Bezugsbewilligung). Grundsätze zu 
den vorsorglichen Massnahmen, Ver-
fahren zur Anordnung von vorsorgli-
chen Massnahmen, Durchsetzung von 
vorsorglichen Massnahmen. Zwangs-
anwendung. Ersatzvornahme.
Info: Florian Sorg, VZGV Geschäftsstelle 
Telefon 044 388 71 88 
Florian.Sorg@federas.ch, www.vzgv.ch

21. und 22. Oktober 2014
Methoden des Fliess-
gewässermanagements
Dübendorf, EAWAG
Dieser Kurs vermittelt einen Überblick 
über methodische Ansätze, wie komple-
xe Probleme im Management von Fliess-
gewässern angegangen werden können. 
Die Methoden werden anhand von Fall-
beispielen aus der Praxis illustriert und 
mit den Teilnehmenden besprochen
Info: Eawag, Dübendorf
Telefon 058 765 55 11
info@eawag.ch, www.peak.eawag.ch

21./22. Oktober 2014 
Umweltbeobachtungs-
konferenz 2014
Bern
Verfügt die Umweltbeobachtung über 
die richtigen Daten, um eine faire Ge-
samtschau auf die komplexen Zusam-
menhänge von Umwelt, Gesellschaft 
und Wirtschaft zu unterstützen? Wie 
können die vorhandenen Daten ziel-
gruppengerecht abgefüllt und ver-
packt werden? Wie kann die Nutzung 
vorhandener Daten in der alltäglichen 
Informationsflut für den Stimmbürger, 
den Politiker und die Verwaltungsein-
heiten optimiert werden? 
Info: Brigitte Reutter, Sektion Umweltbeobach-
tung, BAFU, Telefon 058 463 07 32
www.bafu.admin.ch/eobc-2014 

28. Oktober 2014 
Kommunales Infrastruktur-
management
Solothurn 
Fachtagung von Wasser-Agenda 21 
und der Organisation Kommunale In-
frastruktur zum Projekt «Handbuch Infra-
strukturmanagement»
www.wa21.ch/de/






